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Entwurf

Bundesgesetz, mit dem das Gliicksspielgesetz und das Telekommunikationsgesetz 2021
geandert werden

Artikel 1
Anderung des Gliicksspielgesetzes
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz zur Regelung des Gliicksspiclwesens (Gliicksspielgesetz — GSpG), BGBI.
Nr. 620/1989, zuletzt gedndert durch das Informationsfreiheits-Anpassungsgesetz, BGBI. I Nr. 50/2025,
wird wie folgt gedndert:

1. § 1 Abs. 4 lautet:

,»,(4) Der Bundesminister fiir Finanzen hat eine Stelle fiir Gliicksspiel und Spielerschutz einzurichten,
deren Aufgaben die inhaltliche und wissenschaftliche Unterstiitzung des Spielerschutzes und der
Marktbeobachtung sind. Zur Finanzierung der Arbeit dieser Stelle wird ein Finanzierungsbeitrag von 1 vT
der jeweiligen Bemessungsgrundlage nach § 17 Abs.3 Z 7, § 28 und § 57 Abs. 4 gemeinsam mit den
jeweiligen Abgaben erhoben.*

2. § 2 wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 3 lautet der erste Satz:

»Eine Ausspielung mit Gliicksspielautomaten liegt vor, wenn die Entscheidung iiber das Spielergebnis
zentralseitig oder durch eine mechanische oder elektronische Vorrichtung im Gliicksspielautomaten selbst
erfolgt.”

b) In Abs. 3 dritter Satz wird nach der Wortfolge ,,Gliicksspielautomaten geméal3 § 5 die Wortfolge ,jund
Gliicksspielautomaten in Spielbanken gemal3 § 21 Abs. 10* eingefiigt.

¢) In Abs. 3 fiinfter Satz entfillt der Klammerausdruck ,,(§ 5).

d) In Abs. 3 lautet der sechste Satz:

,Die Kosten fiir den laufenden Betrieb und die Weiter- oder Neuentwicklung des Datenrechenzentrums
sind durch das Finanzamt Osterreich den Bewilligungsinhabern auf Grundlage einer von der
Bundesrechenzentrum GmbH durchzufiihrenden Abrechnung jéhrlich bescheidméBig vorzuschreiben. Die
Kosten sind auf alle Konzessiondre und Bewilligungsinhaber nach den §§ 5 und 21 auf Basis aller
angebundenen Gerdte nach deren Geriteanzahl aufzuteilen unabhidngig von der jeweiligen Dauer der
Anbindung in der jeweiligen Anbindungsperiode. Die Kosten fiir die Weiter- oder Neuentwicklung kénnen
auf 10 Jahre verteilt vorgeschrieben werden, wenn diese die Kosten des laufenden Betriebs tibersteigen.*

e) In Abs. 3 letzter Satz wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt; die Wortfolge ,die
Gliicksspielaufsichtsbehorde kann sich an Aufsichtsmafnahmen beteiligen und ist auch aus eigenem
Antrieb dazu berechtigt.” wird angefiigt.

3. § 4 wird wie folgt gedindert:
a) In Abs. 5 wird der Betrag von ,,4 000 Euro* durch den Betrag von ,,10 000 Euro* ersetzt.
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b) In Abs. 6 vierter Satz entfdllt die Wortfolge ,,ab 1. Janner 2011% und wird die Wortfolge ,,dem Finanzamt
Osterreich® durch die Wortfolge ,,der Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersetzt.

4. § 5 wird wie folgt gedndert:
a) Abs. 1 lautet:

»(1) Landesausspielungen mit Gliicksspiclautomaten sind Ausspielungen nach §2 Abs.3 an
ortsfesten, Offentlich zuginglichen Betriebsstitten mit hochstens 50 Gliicksspielautomaten unter
Einhaltung ordnungspolitischer Mindestanforderungen an Bewilligungswerber (Abs. 2) sowie besonderer
Begleitmafinahmen der Spielsuchtvorbeugung (Abs. 3 bis 5), der Geldwischevorbeugung (Abs. 6) und
der Aufsicht (Abs. 7).

Die Aufstellung von hochstens drei Gliicksspielautomaten in Betriebsstitten eines Vertragspartners des
Bewilligungsinhabers ist zuldssig, wenn diese an einem rdumlich abgegrenzten Ort erfolgt, wo
Minderjéhrige keinen Zutritt haben. Diesfalls hat der Vertragspartner des Bewilligungsinhabers die an der
Betriebsstitte auferlegten Pflichten zu erfiillen.

Dabei darf ein hochstzuldssiges Verhéltnis von einem Gliicksspielautomat pro 1 200 Einwohner insgesamt
im Bundesland nicht iiberschritten werden und die Anzahl der aufrechten Bewilligungen zum Betrieb von
Gliicksspielautomaten ist mit hochstens drei pro Bundesland beschriankt. Die Einwohnerzahl eines
Bundeslandes bestimmt sich nach dem fiir den jeweiligen Finanzausgleich von der Bundesanstalt Statistik
Osterreich zuletzt festgestellten und kundgemachten Ergebnis der Statistik des Bevolkerungsstandes oder
der Volkszdhlung zum Stichtag 31. Oktober, wobei das zuletzt kundgemachte Ergebnis im Zeitpunkt der
Erteilung von Bewilligungen maf3geblich ist; eine Anpassung kann bei Verdnderung der Einwohnerzahl
auf Antrag oder von Amts wegen festgelegt werden.*

b) In Abs.2 Z 4 wird die Wortfolge ,den Betreibern von Automatensalons® durch die Wortfolge
»Bewilligungsinhabern fiir Landesausspielungen mit Gliicksspielautomaten® ersetzt.

¢) Die Abs. 4 und 5 lauten:

,»(4) Als Spielerschutz begleitende Rahmenbedingungen nach Abs. 3 sind zumindest verpflichtend
vorzusehen

1. die Einrichtung eines Zutritts- und Identifikationssystems, das sicherstellt, dass nur Personen, die
das 18. Lebensjahr vollendet haben Zutritt zum rdumlich abgegrenzten Ort der Spielteilnahme
erhalten und an den Gliicksspielautomaten spielen konnen; biometrische Erkennungsverfahren
sind zuldssig;

2. die Vorlage eines Konzepts iiber die Schulung der Mitarbeiter im Umgang mit Spielsucht und {iber
die Zusammenarbeit mit einer oder mehreren Spielerschutzeinrichtung(en);

3. die Einrichtung eines Warnsystems mit abgestuften SpielerschutzmaBnahmen von der
Spielerinformation bis zur Spielersperre abhéngig vom Ausmal der Besuche des Spielteilnehmers
bei einem Bewilligungsinhaber;

4.die Anzeige der mathematisch ermittelten Gewinnausschiittungsquote des jeweiligen
Spielprogramms bei der gewéhlten Einsatzgrofle am Gliicksspielautomat, wobei diese ausgehend
von einer unendlichen Serie an Einzelspielen in einer Bandbreite von 85 bis 95 vH liegen muss
und nur nach vorheriger Bekanntgabe an die zustindige Landesbehorde gedndert werden darf;
werden dem Spielteilnehmer in einem Spielprogramm verschiedene Gewinnchancen zur Auswahl
angeboten, so darf keine dieser Gewinnchancen fiir sich alleine betrachtet, ausgehend von einer
unendlichen Serie an Einzelspielen, {iber 95 vH liegen;

5.das Verbot zu Spielinhalten mit aggressiven, gewalttdtigen, kriminellen, rassistischen oder
pornographischen Darstellungen;

6. die Moglichkeit fiir Spieler zur jederzeitigen Einsichtnahme in eine deutsche Fassung der
Spielbeschreibungen aller Spiele der Gliicksspielautomaten;

7. die Einhaltung eines Mindestabstands von 15 Kilometern Luftlinie oder in Gemeinden mit mehr
als 500 000 Einwohnern von 2 Kilometern Luftlinie fiir Betriebsstdtten im Sinne des Abs. 1 mit
mehr als 15 Gliicksspielautomaten zum Standort einer Spielbank, wobei der Abstand einer
Betriebsstétte im Sinne des Abs. 1 in einer Gemeinde mit mehr als 500 000 Einwohnern auf dem
Gebiet dieser Gemeinde nicht mehr als 2 Kilometer Luftlinie betragen muss; zudem darf im
Umkreis von 300 Metern oder in Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern von 150 Metern
Luftlinie einer Betriebsstitte im Sinne des Abs. 1 mit mehr als 15 Gliicksspielautomaten keine
weitere Betriebsstétte im Sinne des Abs. 1 mit mehr als 15 Gliicksspielautomaten erdffnet werden;
schlieBlich muss zwischen Betriebsstdtten im Sinne des Abs. 1 desselben Bewilligungsinhabers
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jedenfalls ein Mindestabstand von 100 Metern Gehweg eingehalten werden; die Einwohnerzahl
der Gemeinden richtet sich dabei nach dem von der Bundesanstalt Statistik Osterreich
kundgemachten Ergebnis der letzten Volkszdhlung;

8. die sinngemife Einhaltung der Bestimmung des § 25 Abs. 3;

9. die Vorlage einer Spielsuchtpotentialanalyse fiir jedes von der Bewilligung umfasste Gliicksspiel;

10. eine verbindliche Setzung monetérer und zeitlicher Hochstwerte pro Tag, Woche und Monat durch
Spielteilnehmer (Selbstlimitierung), wobei Erhéhungen erst nach Ablauf von 72 Stunden und
Reduzierungen sofort wirksam werden;

11. die Mdglichkeit zur Einsichtnahme in das eigene Spielverhalten gegliedert nach Tag, Woche und
Monat;

12. die Beschriankung der Einzahlung von Spielguthaben pro Woche mit hochstens 250 Euro fiir
Spielteilnehmer bis zum vollendeten 26. Lebensjahr (Einzahlungslimit) und fiir Spielteilnehmer ab
dem vollendeten 26. Lebensjahr mit hochstens 1 680 Euro pro Monat (Einzahlungslimit); wobei
fiir Spielteilnehmer ab dem vollendeten 23. Lebensjahr ein abweichender Betrag festgelegt werden
kann, wenn dadurch eine Gefahrdung des Spielers im Sinne des § 25 Abs. 3 nicht anzunehmen ist
und abgestuft nach der Hohe der Betragsbeschrinkung zusitzliche Maflnahmen verpflichtend
vorgesehen werden, wie das Monitoring des Spielverhaltens und der Einsatz von Feedbacktools.

(5) Ein spielerschutzorientierter Spielverlauf nach Abs. 3 besteht, wenn zumindest
1. die vermogenswerte Leistung des Spielers hochstens 5 Euro pro Spiel betrigt;

2. die in Aussicht gestellten vermogenswerten Leistungen (Gewinne in Geld, Waren oder geldwerten
Leistungen) 10 000 Euro pro Spiel nicht iiberschreiten;

3. jedes Spiel zumindest 2 Sekunden dauert und vom Spielteilnehmer gesondert ausgeldst wird;

4. keine parallel laufenden Spiele auf einem Gliicksspielautomaten spielbar sind, wobei aber Einsétze
auf mehreren Gewinnlinien des Spieles erlaubt sind, wenn die vermdgenswerte Leistung pro Spiel
weder den Hochsteinsatz nach Z 1 iibersteigt, noch der erzielbare Hochstgewinn nach Z 2
uberschritten wird;

5. eine Einsatz- oder Gewinnsteigerung oder Vervielfachung {iber den Hochsteinsatz nach Z 1 oder
Hochstgewinn nach Z 2 mit vor oder nach dem Spiel oder wihrend des Spieles durchgefiihrter
Begleitspiele nicht mdglich ist und

6. nach 90 Minuten ununterbrochener Spieldauer eines Spielteilnehmers der Gliicksspielautomat
abschaltet (Abkiihlungsphase). Die Abkiihlungsphase des Spielers muss mindestens 15 Minuten
andauern. Wéhrend der Abkiihlphase ist dem Spieler ein Video einzublenden, welches iiber die
mit dem Gliicksspiel verbundenen Risiken aufklért.

d) In Abs. 6 wird die Wortfolge ,,Automatensalons und in Féllen der Einzelaufstellung® durch die Wortfolge
»Landesausspielungen mit Gliicksspielautomaten gemaf § 5 ersetzt.

e) In Abs. 7 Z 2 wird die Wortfolge ,,in Automatensalons und an Standorten mit Einzelaufstellung* durch
die Wortfolge ,,im Fall von Landesausspielungen mit Gliicksspielautomaten gemaf § 5 ersetzt.

g) In Abs. 7 Z5 wird die Wortfolge ,jeden einzelnen Automatensalon™ durch die Wortfolge ,jede
Betriebsstitte im Sinne des Abs. 1% ersetzt und entfdllt die Wortfolge ,,der Betreiber von Automatensalons®.

1) Abs. 7 Z 7 lautet:

,,1. eine verpflichtende Zusammenarbeit der Landesbehdrden mit dem Bundesminister fiir Finanzen,
dem Finanzamt Osterreich, dem Amt fiir Betrugsbekampfung und der Gliicksspielaufsichtsbehdrde
in Aufsichtsangelegenheiten; § 50a Abs. 7 gilt gegeniiber der jeweils zustdndigen Landesbehorde
sinngemaf;*

g) In Abs. 7 Z 9 wird der Ausdruck ,,§§ 31b, 51 sowie 56 Abs. 1 durch den Ausdruck ,,§§ 31b, 31d, 31g
und 51° ersetzt.

h) In Abs. 7 Z 10 wird nach der Wortfolge ,eine Parteistellung des Bundesministers fiir Finanzen® die
Wortfolge ,,und der Gliicksspielaufsichtsbehdrde* eingefiigt.

i) In Abs. 9 entfdllt die Wortfolge ,,Wettunternehmer sowie®.
5. § 9 Abs. 2 entfdllt.
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6. Die §§ 12a, 12b und 13 samt Uberschriften lauten:
»Bingo und Keno

§ 12a. Bingo und Keno sind Ausspielungen, bei denen ein Veranstalter Wetten iiber die
Gewinnchancen von Zahlenkombinationen annimmt und durchfiihrt, wobei Gewinne von den
Spielteilnehmern durch Ubereinstimmung der entsprechenden Zahlenkombinationen mit den ermittelten
Gewinnzahlen erzielt werden.

Mehrstufige Ausspielungen

§ 12b. (1) Mehrstufige Ausspielungen sind Gliicksspiele, bei denen die Spielteilnehmer neben einem
allfdlligen Gewinn eine weitere Gewinnchance erlangen konnen.

(2) Die Ausspielungen nach den §§ 6 bis 12a konnen ein- oder mehrstufig durchgefiihrt werden.
Online-Gliicksspiel

§ 13. (1) Online-Gliicksspiele sind Ausspielungen, mit Ausnahme der Bestimmten Lotterien nach den
§§ 6 bis 12a, bei denen die Spielteilnahme unmittelbar durch den Spieler iiber elektronische Medien erfolgt
und die Entscheidung iiber das Spielergebnis zentralseitig herbeigefiihrt sowie iiber elektronische Medien
zur Verfiigung gestellt wird und die nicht an ortsfesten Betriebsstitten angeboten werden. Die
Bestimmungen des § 25 Abs. 3 gelten sinngemal.

(2) Fiir Online-Gliicksspiel in Form von Gliicksspielautomaten gelten die Bestimmungen des § 5
Abs.4 Z 4 bis 6, 10 und 11 sowie Abs.5 Z 1 bis 6 iiber den Spielerschutz sinngemifl (virtuelle
Gliicksspielautomaten).

(3) Fiir alle anderen Online-Gliicksspiele — vorbehaltlich Abs. 2 — gelten die Bestimmungen des § 5
Abs.4Z 5,6, 10 und 11 iiber den Spielerschutz sinngemas.

(4) Als Spielerschutz begleitende Rahmenbedingung ist zumindest die Beschrinkung der Einzahlung
von Spielguthaben mit hochstens 250 Euro pro Woche fiir Spielteilnehmer bis zum vollendeten
26. Lebensjahr (Einzahlungslimit) und fiir Spielteilnehmer ab dem vollendeten 26. Lebensjahr mit
hochstens 1 680 Euro pro Monat (Einzahlungslimit) verpflichtend vorzusehen. Fiir Spielteilnehmer ab dem
vollendeten 23. Lebensjahr kann auch ein abweichender Betrag festgelegt werden, wenn dadurch eine
Gefiahrdung des Spielers im Sinne des § 25 Abs. 3 nicht anzunehmen ist und abgestuft nach der Hohe der
Betragsbeschrinkung zusétzliche MaBnahmen verpflichtend vorgesehen werden, wie das Monitoring des
Spielverhaltens und der Einsatz von Feedbacktools.*

6. § 14 samt Uberschrift wird wie folgt gedindert:

a) Die Uberschrift des § 14 lautet:
,,I"Jbertragung Bestimmter Lotterien und Online-Gliicksspiel “

b) Abs. 1 erster bis dritter Satz lautet:

,Die Gliicksspielaufsichtsbehorde hat das Recht zur Durchfiihrung der Ausspielungen nach den §§ 6 bis
12a durch Erteilung einer einzigen Konzession zu iibertragen (Bestimmte Lotterien), wobei diese
Konzession auch dann zur Durchfiihrung der Ausspielungen nach §§ 6 bis 12a berechtigt, wenn die
Spielteilnahme unmittelbar durch den Spieler tiber elektronische Medien erfolgt und die Entscheidung iiber
das Spielergebnis zentralseitig herbeigefiihrt sowie {iber elektronische Medien zur Verfiigung gestellt wird.
Die Gliicksspielaufsichtsbehorde hat ferner das Recht zur Durchfiihrung der Ausspielungen nach § 13
(Online-Gliicksspiel) durch Erteilung einer unbeschrinkten Anzahl von Konzessionen zu iibertragen. Der
Konzessionserteilung nach Abs. 1 erster Satz (Bestimmte Lotterien) hat eine 6ffentliche Interessentensuche
voranzugehen, welche den Grundsitzen der Transparenz und der Nichtdiskriminierung zu entsprechen hat.*

c) In Abs.1 wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde® ersetzt.

d) In Abs. 2 Z 3 wird die Wortfolge ,,109 Millionen Euro* durch die Wortfolge ,,100 Millionen Euro im
Falle einer Konzession nach Abs. 1 erster Satz (Bestimmte Lotterien) und mindestens 10 Millionen Euro
im Falle einer Konzession nach § 14 Abs. 1 zweiter Satz (Online-Gliicksspiel)“ ersetzt.

e) Nach Abs. 2 werden folgende Abs. 2a und 2b eingefiigt:

»(2a) Der Umstand, dass ein Konzessionswerber zur Teilnahme vom Inland aus verbotene
Ausspielungen in Form von Online-Gliicksspiel veranstaltet hat, oder sich unter Verwendung einer Marke
oder eines Kennzeichens um die Konzession bewirbt, die in Zusammenhang mit einer solchen
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Veranstaltung von verbotenen Ausspielungen zur Teilnahme vom Inland aus gefiihrt wurde, steht einer
Konzessionserteilung in Hinblick auf die Zuverléssigkeit in ordnungspolitischer Hinsicht (§ 14 Abs. 2 Z 4)
unter den nachfolgenden Voraussetzungen nicht entgegen.

1.

Alle bisher filligen und noch nicht verjahrten Betrdge an Gliicksspielabgabe gemall § 57 Abs. 2
wurden vom Konzessionswerber oder dem Inhaber einer Marke oder eines Kennzeichens im Sinne
des Abs. 2a fristgerecht entrichtet. Diese Voraussetzung gilt auch dann als erfiillt, wenn der
Konzessionswerber vor Interessenbekundung alle noch nicht entrichteten falligen Abgabenbetrige
gemil § 29 FinStrG vollstidndig offengelegt und entrichtet hat, sowie alle Aufzeichnungen iiber
geleistete Einsitze, ausbezahlte Gewinne und gewéhrte Boni in einer Form vorgelegt hat, die eine
elektronische Uberpriifung und Auswertung erméglicht.

. Alle rechtskréftigen Leistungsurteile inlédndischer Zivilgerichte, die in der Vergangenheit von

Spielteilnehmern gegen den Konzessionswerber oder den Inhaber einer Marke oder eines
Kennzeichens im Sinne des Abs. 2a erwirkt wurden, miissen erfiillt worden sein. Neu erlassene
Urteile im Sinne des ersten Satzes miissen binnen offener Leistungsfrist erfiillt werden bis zur
Konzessionserteilung.

. Die Veranstaltung von verbotenen Ausspielungen zur Teilnahme vom Inland aus muss vom

Konzessionswerber oder dem Inhaber einer Marke oder eines Kennzeichens im Sinne des Abs. 2a
ab dem 1. Janner 2027 und bis zur Erteilung einer Konzession nach § 14 Abs. 1 zweiter Satz
(Online-Gliicksspiel) eingestellt worden sein (,,Cooling-off-Periode®). Wird die Veranstaltung von
verbotenen Ausspielungen nach dem 31. Dezember 2026 eingestellt, so ist der Konzessionswerber
von der Erteilung einer Konzession nach Abs. 1 zweiter Satz (Online-Gliicksspiel) fiir einen
Zeitraum von 18 Monaten ab Einstellung des Veranstaltens, wenn die Einstellung jedoch erst nach
dem 31. Dezember 2029 erfolgt, fiir einen Zeitraum von 24 Monaten ab Einstellung des
Veranstaltens, ausgeschlossen (,,Sperrfrist™). Die in Abs. 2a und 2b angeordneten Rechtsfolgen
bleiben hiervon unbertihrt.

(2b) Zur Erfiillung der Voraussetzungen nach Abs. 2a gilt Folgendes:

1.

2.

Dem Konzessionswerber werden mit diesem konzernmifig verbundene Rechtstriger bis inklusive
des wirtschaftlichen Eigentiimers gemél} § 2 WiEReG gleichgestellt.

Wird die Marke oder ein Kennzeichen im Sinne des Abs. 2a nur geringfiligig abgedndert oder mit
Zusdtzen versehen oder in Kombination mit anderen FElementen verwendet, die eine
Verwechslungsgefahr nicht ausschlieBen, ist diese weiterhin als eine Marke oder ein Kennzeichen
im Sinne des Abs. 2a anzusehen;

. Der Konzessionswerber hat zum Zeitpunkt der Interessenbekundung eine eidesstattliche Erklarung

abzugeben, dass alle Gliicksspielabgaben im Sinne des Abs. 2a Z 1 vollstdndig entrichtet worden
sind, und bis zur Konzessionserteilung auch weiterhin entrichtet werden, dass alle relevanten
Leistungsurteile (Abs. 2a Z 2) vollsténdig erfiillt worden sind, und bis zur Konzessionserteilung
auch weiterhin erfiillt werden, und dass die Veranstaltung verbotener Ausspielungen nach
Maligabe des Abs. 2a Z 3 eingestellt worden ist (,,Konformitatserklarung).

. Gemeinsam mit der Konformitétserkldrung sind alle zum Zeitpunkt der Interessenbekundung

relevanten Rechtstriiger Marken oder Kennzeichen offenzulegen. Spitere Anderungen der
maBgeblichen Verhiltnisse sind bis zur Konzessionserteilung unverziiglich anzuzeigen.

. Die Gliicksspielaufsichtsbehorde hat auf der elektronischen Verlautbarungs- und

Informationsplattform des Bundes (EVI) die Offentlichkeit iiber die Identitit des
Konzessionswerbers und die von ihm offengelegten Rechtstrager sowie Marken oder Kennzeichen
zu informieren; iiber den wirtschaftlichen Eigentiimer jedoch nur dann, wenn Grund zu der
Annahme besteht, er habe Gliicksspiele auch selbst veranstaltet. Allfillige spitere Anderungen
sind von der Gliicksspielaufsichtsbehdrde bis zur Konzessionserteilung in gleicher Weise zu
verdffentlichen. Die Gliicksspielaufsichtsbehdrde hat Hinweise, dass die Konformitatserklarung
inhaltlich unrichtig war oder gegen sie verstolen wurde, entgegenzunehmen und im
Konzessionserteilungsverfahren zu beriicksichtigen (Z 6).

. Kommt wihrend des Konzessionserteilungsverfahrens hervor, dass die Konformitatserklarung

inhaltlich unrichtig war oder gegen die Konformititserklirung verstoen wurde, tritt die
Rechtsfolge nach Abs. 2a nicht ein, es sei denn der Versto3 war geringfiigig.

. Kommt nach Konzessionserteilung hervor, dass die Konformitétserkldrung inhaltlich unrichtig war

oder bis zur Konzessionserteilung gegen sie verstoBen wurde, ist die Konzession von der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde zuriickzunehmen, es sei denn der Verstof3 war geringfiigig.

. Eine Teilzahlung im Rahmen eines Insolvenzverfahrens (Konkursverfahrens), eines

Sanierungsplans, eines Zahlungsplans oder im Rahmen einer vergleichbaren gesetzlichen
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Schuldenregulierungsmafinahme im In- oder Ausland stellt keine vollstdndige Erfiillung im Sinne
des Abs.2a dar. Dies gilt auch, wenn iiber das Vermodgen der Vorgingergesellschaft ein
Insolvenzverfahren erdffnet wurde oder mangels kostendeckenden Vermogens kein
Insolvenzverfahren er6ffnet wurde oder die Vorgéingergesellschaft aufgeldst oder liquidiert
wurde.*

1) Abs. 3 lautet:

»(3) Zur Bewerbung um eine Konzession nach Abs. 1 ist fiir Interessenten ein Sitz in einem
Mitgliedstaat der Europédischen Union oder einem Staat des Europdischen Wirtschaftsraumes erforderlich.
Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines Interessenten mit Sitz auBerhalb von Osterreich ist die
Konzession unter der Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Osterreich errichtet
wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer bestimmten Frist zu
erbringen.

Die Errichtung einer Kapitalgesellschaft mit Sitz im Inland zur Ausiibung der Konzession ist nicht
erforderlich, wenn die ausldndische Kapitalgesellschaft in ihrem Sitzstaat iiber eine vergleichbare
Konzession verfiigt und einer vergleichbaren staatlichen Gliicksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des §
19 der osterreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskiinfte iibermittelt und fiir sie
KontrollmaBnahmen vor Ort durchfiihrt (behordliche Aufsichtskette). Die Vollstreckung rechtskréftiger
Urteile osterreichischer Zivilgerichte gegen den Interessenten muss im Sitzstaat gewéhrleistet sein
(Vollstreckungsvorbehalt). Kénnen diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausiibung der
Konzession durch eine bloBe Niederlassung in Osterreich zuldssig. Uber die Organbeschliisse der
auslandischen Kapitalgesellschaft ist der Gliicksspielaufsichtsbehorde unverziiglich zu berichten, soweit
sie auch die Geschiftsfiihrung der Osterreichischen Niederlassung betreffen. Zudem hat eine getrennte
Buch- und Geschiftsfiihrung fiir alle inlédndischen Betriebe zu erfolgen. Wird keine inlédndische
Kapitalgesellschaft errichtet, dann sind alle fiir die Abgabenerhebung mafBigeblichen Aufzeichnungen
jederzeit in der sterreichischen Niederlassung abrufbereit zu halten.*

g) Abs. 4 erster Satz lautet:

,Die Konzession ist bei sonstiger Nichtigkeit schriftlich zu erteilen, sie kann mit Nebenbestimmungen
versehen sein, wenn dies im 6ffentlichen Interesse, insbesondere des Spielerschutzes, der Sicherung der
Entrichtung der Konzessions- und Gliicksspielabgaben sowie zur Vermeidung der Umgehung der
Konzessionsvoraussetzungen nach Abs. 2 bis 3, liegt.”

h) Abs. 4 Z 1 lautet:

,,1. Die Dauer der Konzession; diese ist mit langstens 15 Jahren zu begrenzen fiir Konzessionen nach
§ 14 Abs. 1 erster Satz (Bestimmte Lotterien), und fiir Konzessionen nach § 14 Abs. 1 zweiter Satz
(Online-Gliicksspiel) mit ldngstens 5 Jahren bei erstmaliger Erteilung und lédngstens 10 Jahren im
Falle einer weiteren Erteilung (Verldngerung);™

i) In Abs. 4 wird der Punkt am Ende der Z 2 durch einen Strichpunkt ersetzt; die Z 3 wird durch folgende
Z 3 und 4 ersetzt:

,3. Die Vertriebsstruktur fiir ein insgesamt effektives Vertriebsnetz im dsterreichischen Bundesgebiet
im Sinne des § 16 Abs. 14;
4. Die Unzuléssigkeit der Verwendung einer Marke oder eines Kennzeichens im Sinne des Abs. 2a
und 2b ohne Erfiillung der dort genannten Voraussetzungen.*

J) Die Abs. 5 bis 7 werden durch folgende Abs. 5 bis 8 ersetzt:

,(5) Uber alle fristgerecht eingebrachten Antrige auf eine Konzession nach Abs. 1 erster Satz
(Bestimmte Lotterien) ist im Zuge der Priifung der Interessensbekundung bescheidméafig zu entscheiden.
Treten mehrere Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 erfiillen,
so hat die Gliicksspielaufsichtsbehdrde auf Grund des Abs. 2 Z 7 zu entscheiden. Solange eine nach Abs. 1
erster Satz erteilte Konzession aufrecht ist, diirfen weitere Konzessionen nach Abs. 1 erster Satz nicht
erteilt werden.

(6) Uber Antrige auf eine Konzession nach Abs.1 zweiter Satz (Online-Gliicksspiel) ist
bescheidmiBig zu entscheiden.

(7) Liegen nach Erteilung der Konzession die Voraussetzungen geméll Abs. 2 bis 3 nicht mehr vor
oder sind diese nachtriglich weggefallen, oder verletzt der Konzessiondr Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, so hat die Gliicksspielaufsichtsbehorde



Seite 7 von 27

1. dem Konzessiondr unter Androhung einer Zwangsstrafe in Hohe von 30 000 Euro pro Tag
aufzutragen, den entsprechenden Zustand binnen jener Frist herzustellen, die im Hinblick auf die
Erfiillung seiner Aufgaben und im Interesse der Spielteilnehmer angemessen ist; die Hohe der
insgesamt verhdngten Zwangsstrafen darf 750 000 Euro nicht iibersteigen;

2.im Fortsetzungsfall, sofern ein Vorgehen nach Z 1 nicht mehr moglich ist, sowie im
Wiederholungsfall den Geschéftsleitern des Konzessionédrs die Geschéftsfiihrung ganz oder
teilweise zu untersagen;

3. die Konzession zuriickzunehmen, wenn andere Mallnahmen nach diesem Bundesgesetz die
Funktionsfahigkeit der Spieldurchfithrung nicht sicherstellen konnen.

(8) Wer als Konzessionér den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides
(Abs. 1) oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen
worden sind, zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist von der
Gliicksspielaufsichtsbehorde mit einer Geldstrafe bis zu 1000000 Euro zu bestrafen. Die
Gliicksspielaufsichtsbehorde kann von einer Bestrafung absehen, wenn zu erwarten ist, dass der
Rechtsverstofl durch die nach Abs. 7 Z 1 und 2 zu ergreifenden Aufsichtsmainahmen abgestellt werden
kann.*

7. § 15 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,des Bundesministers fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

b) In Abs. 1 dritter Satz wird das Wort , JahresabschluB durch das Wort ,,Jahresabschluss® und das Wort
,,Konzernabschlul3*“ durch das Wort ,,Konzernabschluss® ersetzt.

¢) In Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde® ersetzt.

d) In Abs. 2 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,Der Bundesminister fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde® ersetzt.

8 In §15a wird die Wortfolge ,des Bundesministers fiir Finanzen“ durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

9. § 16 wird wie folgt gedindert:
a) Abs. 1 wird durch folgende Abs. 1 und la ersetzt:

,»(1) Der Konzessionér hat fiir die iibertragenen Gliicksspiele Spielbedingungen aufzustellen, die
insbesondere auch den Bestimmungen des § 31c Abs.3 Z 1 Rechnung tragen, und der vorherigen
Bewilligung der Gliicksspielaufsichtsbehorde bediirfen. Fiir den Bereich der Online-Gliicksspiele nach § 13
sind Anderungen der Spielbedingungen der Gliicksspielaufsichtsbehdrde schriftlich begriindet anzuzeigen.
Sofern die Gliicksspielaufsichtsbehorde nicht ausdriicklich von einer Untersagung absieht, kdnnen
Anderungen friihestens nach Ablauf eines Monats durchgefiihrt werden. Die Gliicksspielaufsichtsbehorde
hat die beabsichtigte Anderung durch Bescheid ganz oder teilweise zu untersagen, wenn die vorgelegten
Spielbedingungen nicht den Regelungen des Abs. 7 entsprechen.

Die bewilligten Spielbedingungen sind durch Kundmachung auf der elektronischen Verlautbarungs-
und Informationsplattform des Bundes (EVI) zu verlautbaren und in den Geschiftslokalen des
Konzessiondrs und bei seinen Vertriebsstellen (Annahmestellen) zur Einsicht aufzulegen. Neben dem
Vertrieb iiber Annahmestellen konnen Lotterien auch iiber elektronische Medien vertrieben werden.

(1a) Die Teilnahme am Spiel ist nur Personen gestattet, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.*

b) In Abs. 7 wird die Wortfolge ,,Elektronische Lotterien aullerhalb von Video Lotterie Terminals* durch
die Wortfolge ,,Online-Gliicksspiel“ ersetzt.

¢) In Abs. 10 wird der Ausdruck ,,§ 13 durch den Ausdruck ,,§ 12b* ersetzt.

d) Abs. 14 wird durch folgende Abs. 14 und 15 ersetzt:
»(14) Bei Abschluss von Vertrdgen fiir Spiele geméd Abs.2 sind Tabaktrafiken vorrangig zu
beriicksichtigen und dabei bevorzugt zu behandeln, wenn sie von folgenden Personen betrieben werden:

1. Inhaber einer Amtsbescheinigung oder eines Opferausweises nach § 4 des Opferfiirsorgegesetzes,
Bundesgesetz BGBI. Nr. 183/1947;
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2. Empfanger einer Beschédigtenrente nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 - KOVG 1957,
Bundesgesetz BGBI. Nr. 152/1957, oder dem Heeresversorgungsgesetz — HVG, Bundesgesetz
BGBI. Nr. 27/1964, wenn ihre Erwerbsfahigkeit um mindestens 50 vH gemindert ist;

3. Empféanger einer Witwenrente oder Witwenbeihilfe nach dem Opferfiirsorgegesetz, Bundesgesetz
BGBI. Nr. 183/1947, dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 — KOVG 1957, Bundesgesetz
BGBI. Nr. 152/1957, oder dem Heeresversorgungsgesetz — HVG, Bundesgesetz BGBI.
Nr. 27/1964 in der vor der Authebung giiltigen Fassung;

4. begiinstigte Behinderte im Sinne des § 2 des Behinderteneinstellungsgesetzes, Bundesgesetz
BGBI. Nr. 22/1970.

Bei der Vergabe ist insbesondere auf die fiir einen befriedigenden Vertrieb erforderliche
Geschiftstiichtigkeit, die Verfligung iiber voll entsprechende Geschéftsraumlichkeiten sowie die gilinstige
ortliche Lage Bedacht zu nehmen. Der Konzessionér hat Vertrage tiber den Vertrieb einheitlich zu gestalten.
Gleiche Bedingungen hinsichtlich der Hohe der Vergiitung und der sonstigen Vertragsinhalte sind nach
sachlichen Kriterien sicherzustellen. Von diesen Bestimmungen darf weder durch individuelle
Vereinbarung noch durch Allgemeine Geschiftsbedingungen abgewichen werden. Abweichende,
erginzende oder anderslautende Regelungen sind unzulédssig und unwirksam. Abweichungen von diesen
Bestimmungen oder eine Anderung in der Vertriebsstruktur gemdB § 14 Abs.4 Z3 sind der
Gliicksspielaufsichtsbehorde schriftlich begriindet anzuzeigen. Sofern die Gliicksspielaufsichtsbehorde
nicht ausdriicklich von einer Untersagung absieht, kénnen Anderungen frithestens nach Ablauf von drei
Monaten durchgefiihrt werden. Die Gliicksspielaufsichtsbehdrde hat die beabsichtigte Anderung durch
Bescheid ganz oder teilweise zu untersagen, wenn die beabsichtigte Anderung zur Deckung oder
Aufrechterhaltung eines effektiven und flichendeckenden Vertriebsnetzes nicht erforderlich ist oder wenn
den vorrangig zu behandelnden Vertragspartnern durch eine Anderung ein unmittelbarer, wirtschaftlicher
Nachteil entsteht.

(15) Der Konzessionér hat der Gliicksspielaufsichtsbehdrde fiir jedes von der Konzession umfasste
Gliicksspiel eine Spielsuchtpotentialanalyse vorzulegen.*

10. § 17 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 3 Z 7 wird die Wortfolge ,,Elektronische Lotterien, ausgenommen Elektronische Lotterien iiber
Video Lotterie Terminals nach § 12a Abs. 2 durch die Wortfolge ,,Online-Gliicksspiel ersetzt.

b) In Abs. 4 wird die Wortfolge samt Satzzeichen ,,Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, in
der jeweils geltenden Fassung® durch die Wortfolge ,,Bundesabgabenordnung — BAO, Bundesgesetz BGBI.
Nr. 194/1961° und der Ausdruck ,,BGBI. II Nr. 292/2022* durch den Ausdruck ,,BGBI. II Nr. 173/2025%

ersetzt.

¢) Dem Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

,Der Bundesminister fiir Finanzen kann sich an Aufsichtsmafnahmen beteiligen und ist auch aus eigenem
Antrieb dazu berechtigt; die Bestimmungen dieses Absatzes gelten sinngeméf.

d) In Abs. 7 wird nach der Wortfolge ,,Der Konzessiondr die Wortfolge ,nach § 14 Abs. 1 erster Satz
(Bestimmte Lotterien)* eingefiigt.

11. § 18 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Wortfolge ,Der Bundesminister fiir Finanzen“ durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

c) Abs. 4 lautet:

»(4) Sollte ein nach dieser Bestimmung genehmigungspflichtiger Erwerb ohne Zustimmung der
Glicksspielaufsichtsbehdrde  durchgefithrt ~werden oder treten nach  Genehmigung der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde Umsténde auf, die darauf schlieBen lassen, dass die Voraussetzungen nach
§ 14 Abs.2 Z 1 bis 6 nicht mehr erfiillt sind, hat die Gliicksspielaufsichtsbehdrde durch Bescheid zu
verfiigen, dass die Stimmrechte fiir jene Aktien oder sonstigen Anteile, die von den betreffenden Aktioniren
oder sonstigen  Gesellschaftern  gehalten werden, ruhen bis zur Feststellung der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde, dass der Erwerb der Beteiligung nicht untersagt worden wire oder der Grund
fiir die erfolgte Untersagung nicht mehr besteht.*
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d) In Abs. 5 wird jeweils die Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde* ersetzt und entfdillt die Wortfolge ,,in der jeweils geltenden Fassung,*.

12. § 19 wird wie folgt gedndert:
a) Abs. 1 lautet:

,»(1) Die Gliicksspiclaufsichtsbehorde hat den Konzessiondr auf die Einhaltung der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die
auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, zu iiberwachen. Zu diesem Zweck konnen Organe
der Gliicksspielaufsichtsbehorde in die Biicher und Schriften des Konzessiondrs Einsicht nehmen; die
Gliicksspielaufsichtsbehorde kann Uberpriifungen an Ort und Stelle vornehmen oder durch
Abschlusspriifer oder sonstige sachverstindige Personen vornehmen lassen und vom Konzessiondr
Auskiinfte {iber Geschéftsvorfille, die Vorlage von Zwischenabschliissen und von Ausweisen in
bestimmter Form und Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat der Konzessiondr unverziiglich
nachzukommen. Organe und Personen, deren sich die Gliicksspielaufsichtsbehorde zur Ausiibung ihres
Aufsichtsrechtes bedient, diirfen die Geschéftsraume des Konzessionérs betreten und haben sich zu Beginn
der Amtshandlung unaufgefordert durch Vorlage eines schriftlichen Priifungsauftrages auszuweisen. Die
Kosten der Uberwachung triigt der Konzessionir; die Gliicksspielaufsichtsbehdrde hat den jdhrlichen
Personal- und Sachaufwand fiir die Uberwachung des Konzessionirs gemiB der WFA-FinAV, BGBL. 11
Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung BGBI. II Nr. 173/2025, mit Bescheid zu bemessen und
dem Konzessionédr innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Quartals zur Zahlung innerhalb von
14 Tagen vorzuschreiben. Fiir das Finanzamt Osterreich gelten die Bestimmungen dieses Absatzes im
eigenen Wirkungsbereich sinngemaB3. Der Bundesminister fiir Finanzen kann sich an Aufsichtsmanahmen
beteiligen und ist auch aus eigenem Antrieb dazu berechtigt; die Bestimmungen dieses Absatzes gelten
sinngemaf.*

b) In Abs.4 wird die Wortfolge ,dem Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

¢) In Abs. 4 werden jeweils das Wort , Jahresabschlul3* und das Wort ,, KonzernabschluB“ durch das Wort
,.Jahresabschluss® und das Wort ,, Konzernabschluss® ersetzt.

d) In Abs. 4 wird das Wort ,,AbschluB3* durch das Wort ,,Abschluss* ersetzt.

e) In Abs.5 werden die Wortfolge ,das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde und die Wortfolge ,,dem Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde® sowie die Wortfolge ,,Das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

f) In Abs. 6 wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehorde® und das Wort ,,seines* durch das Wort ,,ihres* ersetzt.

g) In Abs.7 wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

h) In Abs. 8 wird im Einleitungsteil jeweils die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge
,.Die Gliicksspielaufsichtsbehorde und wird das Wort ,,seiner durch das Wort ,ihrer* ersetzt.

13. In § 20 entfillt die Wortfolge ,,in der jeweils geltenden Fassung,” und wird jeweils die Wortfolge ,,des
Konzessionérs nach § 14 durch die Wortfolge ,,der Konzessiondre nach § 14 ersetzt.

14. § 21 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 1 erster Satz lautet:
,Die Gliicksspielaufsichtsbehorde hat das Recht zum Betrieb einer Spielbank durch Konzession zu
iibertragen.

b) In Abs. 1 letzter Satz wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

¢) In Abs. 2 Z 3 wird die die Wortfolge ,,22 Millionen Euro* durch die Wortfolge ,,10 Millionen Euro, wobei
sich dieser Betrag fiir jede weitere Konzession um 20% erhoht,* ersetzz.
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d) In Abs.3 wird die Wortfolge ,dem Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

e) Abs. 5 lautet:

,»(5) Insgesamt sind 13 Konzessionen im Sinne des Abs. 1 zu erteilen, wobei eine sachlich begriindete
Gliederung in mehrere Pakete zuléssig ist. Hierbei sind fiir Standortvorgaben Kriterien wie eine moglichst
umfassende Abdeckung der Osterreichischen Bevolkerung, das touristische Potential einer Region,
soziodemographische und soziodkonomische Rahmenbedingungen und die Identifizierung von
Einzugsgebieten zu beriicksichtigen. Bei der Paketgliederung ist eine Minimierung des Wettbewerbsdrucks
zwischen Spielbanken zur Stirkung des Spielerschutzes und ein mdglichst ausgewogenes Verhéltnis der
Wertigkeit sicherzustellen sowie die Prognose einer ausreichenden betriebswirtschaftlichen Tragfahigkeit
miteinzubeziehen.*

f) In Abs. 6 wird die Wortfolge ,das Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge die
Gliicksspielaufsichtsbehorde ersezzt.

g) In Abs. 7 wird am Ende der Z 6 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 7 wird angefiigt:
,,71. eine Hochstzahl bewilligbarer Gliicksspielautomaten in Spielbanken.*

h) In Abs.9 wird die Wortfolge ,dem Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

i) Abs. 10 lautet:

,(10) Gliicksspielautomaten in Spielbanken sind verpflichtend gemid §2 Abs.3 an die
Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch anzubinden.

J) Abs. 11 entfillt.
15. § 23 lautet:

,,§ 23. (1) Treten nach Erteilung der Konzession Umstdnde auf, die den Voraussetzungen des § 21
Abs. 2 widersprechen oder verletzt der Konzessiondr Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des
Konzessionsbescheides (§ 21 Abs. 1) oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses
Bundesgesetzes erlassen worden sind, so hat die Gliicksspielaufsichtsbehdrde

1. dem Konzessiondr unter Androhung einer Zwangsstrafe in Hohe von 30 000 Euro pro Tag
aufzutragen, den entsprechenden Zustand binnen jener Frist herzustellen, die im Hinblick auf die
Erfiillung seiner Aufgaben und im Interesse der Spielteilnehmer angemessen ist; die Hohe der
insgesamt verhdngten Zwangsstrafen darf 750 000 Euro nicht iibersteigen;

2.im Fortsetzungsfall, sofern ein Vorgehen nach Z 1 nicht mehr moglich ist, sowie im
Wiederholungsfall den Geschéftsleitern des Konzessionédrs die Geschéftsfiihrung ganz oder
teilweise zu untersagen;

3. die Konzession zuriickzunehmen, wenn andere MaBnahmen nach diesem Bundesgesetz die
Einhaltung dieses Bundesgesetzes nicht sicherstellen konnen.

(2) Wer als Konzessionir den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides
(§ 21 Abs. 1) oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen
worden sind, zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist von der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde mit einer Geldstrafe bis zu 1000000 Euro zu bestrafen. Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde kann von einer Bestrafung absehen, wenn zu erwarten ist, dass der
Rechtsverstofl durch die nach Abs. 1 Z 1 und 2 zu ergreifenden Aufsichtsmanahmen abgestellt werden
kann.*

16. § 24 wird wie folgt gedndert:
a) In Abs. 1 wird die Wortfolge ,des Bundesministers fiir Finanzen“ durch die Wortfolge ,der

Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

b) In Abs. 2 werden die Wortfolge ,dem Bundesminister fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde und die Wortfolge ,,Der Bundesminister fiir Finanzen durch die Wortfolge
,, Die Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

17. In § 24a wird die Wortfolge ,des Bundesministers fiir Finanzen™ durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde* ersetzt.
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18. In § 25 Abs. 1 wird das Wort ,,achtzehnte® durch die Zahl ,,18 .“ersetzt.
19. § 26 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs.2 wird die Wortfolge ,des Finanzamtes Osterreich® durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersetzt.

b) Folgender Abs. 3 wird angefiigt:

,»(3) Der Konzessionér hat der Gliicksspielaufsichtsbehdrde fiir jedes von der Konzession umfasste
Gliicksspiel eine Spielsuchtpotentialanalyse vorzulegen.*

20. In §28 Abs.2 wird die Wortfolge ,des Finanzamtes Osterreich® durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde im Einvernehmen mit dem Finanzamt Osterreich® und die Wortfolge ,,vom
Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,,von der Gliicksspielaufsichtsbehorde im Einvernehmen mit
dem Finanzamt Osterreich* ersetzt.

21. § 29 Abs. 3 lautet:

»(3) Das Finanzamt Osterreich ist unbeschadet der Befugnisse, die ihm nach der
Bundesabgabenordnung — BAO, Bundesgesetz BGBI. Nr. 194/1961, zustehen, berechtigt, den Betrieb der
Spielbank zu iiberwachen. Insbesondere diirfen Organe des Finanzamtes Osterreich zu
Uberwachungszwecken withrend der Spielzeit in den Rdumen, in denen die Spiele stattfinden, anwesend
sein. Der Konzessionir ist verpflichtet, solche UberwachungsmaBnahmen zu dulden. Die mit der Vornahme
der UberwachungsmaBnahmen beauftragten Organe haben sich zu Beginn der Amtshandlung
unaufgefordert {iber ihre Person und dariiber auszuweisen, dass sie zur Vornahme der
UberwachungsmaBnahmen berechtigt sind. Die Kosten der Uberwachung triigt der Konzessionir; das
Finanzamt Osterreich hat den monatlichen Personal- und Sachaufwand fiir die Uberwachung des
Konzessionars gemil der WFA-FinAV, BGBI. II Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung BGBI. 11
Nr. 173/2025 mit Bescheid zu bemessen und dem Konzessionér innerhalb von drei Monaten nach Ablauf
jedes Kalendermonates zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. Der Bundesminister fiir
Finanzen kann sich an Aufsichtsmafinahmen beteiligen und ist auch aus eigenem Antrieb dazu berechtigt;
die Bestimmungen dieses Absatzes gelten sinngemaf.*

22. In § 30 werden jeweils die Wortfolge ,,dem Bundesminister fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,.der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde®, die Wortfolge ,,Der Bundesminister fiir Finanzen* durch die Wortfolge ,,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde®, jeweils die Wortfolge ,,des Bundesministers fiir Finanzen durch die
Wortfolge ,,der Gliicksspielaufsichtsbehorde® und die Wortfolge ,,der Bundesminister fiir Finanzen* durch
die Wortfolge ,,die Gliicksspielaufsichtsbehorde ersetzt. Ferner entfdillt in Abs. 5 und 6 jeweils die
Wortfolge ,, , in der jeweils geltenden Fassung,*.

23. § 31 wird wie folgt gedndert:

a) In §31 werden jeweils die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde”, die Wortfolge ,des Finanzamts Osterreich® durch die Wortfolge ,,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde®, jeweils die Wortfolge ,,das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde® sowie die Wortfolge ,,dem Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,,der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

b) In Abs. 1 wird die Wortfolge ,, , BGBI. II Nr.490/2012 in der Fassung der Kundmachung BGBI. II
Nr. 292/2022% durch die Wortfolge ,,in der Fassung der Kundmachung BGBI. II Nr. 173/2025% ersetzt und
entfdllt im letzten Satz das Wort ,,solchen®.

¢) In Abs. 1 zweiter Satz wird das Wort ,,AbschluBBpriifer durch das Wort ,,Abschlusspriifer ersetzt.

d) In Abs. 1 wird nach dem vierten Satz folgender Satz eingefiigt:

,JFiir das Finanzamt Osterreich gelten die Bestimmungen dieses Absatzes im eigenen Wirkungsbereich
sinngemaf.*

e) In Abs. 3 wird jeweils das Wort ,JahresabschluB* und das Wort ,,KonzernabschluB3* durch das Wort
,Jahresabschluss® und das Wort ,, Konzernabschluss® ersetzt.

1) In Abs. 3 wird das Wort ,,Abschlul3* durch das Wort ,,Abschluss‘ ersetzt.

g) In Abs. 1 und 4 wird jeweils das Wort ,,seines* durch das Wort ,,ihres* ersetzt.
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h) In Abs. 6 wird das Wort ,seiner’ durch das Wort ,ihrer* ersetzt.
24. § 31b wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 2 wird die Wortfolge ,,im EU/EWR-Raum* durch die Wortfolge ,,in der EU oder dem EWR*
ersetzt.

b) In Abs. 6 erster Satz wird der Ausdruck ,,56 Abs. 2% durch den Ausdruck ,,31e Abs. 1 ersetzt.

c) In Abs. 6 erster Satz wird jeweils die Wortfolge ,,das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,,die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

d) In Abs. 6 erster Satz wird die Wortfolge ,,eingetretener Folgen von Auswirkungen zu umfassen® durch
die Wortfolge ,,jener Folgen zu umfassen, die im Rahmen der Einhaltung der im Genehmigungsbescheid
vorgeschriebenen Auflagen eingetreten sind;* ersezzt.

e) In Abs. 6 letzter Satz wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersezzt.

f) In Abs. 9 erster Satz und zweiter Satz wird jeweils die Wortfolge ,,dem Finanzamt Osterreich® durch die
Wortfolge ,,der Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersetzt.

g) In Abs. 9 dritter Satz wird die Wortfolge ,des Finanzamtes Osterreich® durch die Wortfolge ,der
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersetzt.

h) In Abs. 9 letzter Satz wird die Wortfolge ,das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,die
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersetzt.

i) Folgende Abs. 10 und 11 werden angefiigt:

,(10) Die zustindigen Gliicksspielaufsichtsbehdrden nach den §§ 5, 14 und 21, die Stelle fiir
Gliicksspiel und Spielerschutz nach § 1 Abs. 4 sowie die Konzessiondre nach den §§ 14 und 21 und
Bewilligungsinhaber nach §5 konnen Testkdufe bzw. -geschifte (Testkdufe) im Bereich
Landesausspielungen mit Gliicksspielautomaten nach § 5, Ausspielungen nach § 21 und Ausspielungen
nach § 14 durchfiihren. Sie kdnnen damit eine geeignete Einrichtung beauftragen. Die Teilnahme von
Kindern und Jugendlichen an Testkdufen und -geschéften ist nicht strafbar; die erworbenen Gewinne sind
der durchfiihrenden Stelle abzuliefern. § 7 VStG ist nicht anzuwenden.

(11) Die Konzessiondre nach den §§ 14 und 21 und Bewilligungsinhaber nach § 5 haben der
zustidndigen Gliicksspielaufsichtsbehdrde zumindest alle zwei Jahre einen Bericht iiber Testkdufe gemal
§ 31b Abs. 10 vorzulegen.*

25. § 31c wird wie folgt gedindert:

a) In Abs.2 Z1 und Abs.3 Z1 wird jeweils das Wort ,Aufsichtsbehorde” durch das Wort
,QGliicksspielaufsichtsbehorde® ersetzt.

b) Abs. 2 Z 1 wird folgender Halbsatz angefiigt:

,.die personliche Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises zur Uberpriifung der Identitit gemi § 6
Abs.1 Z 1 und Abs.2 Z 1 FM-GwG bei Besuch der Spielbank kann entfallen, wenn die eindeutige
Identifizierung des Besuchers durch geeignete technische Erkennungsverfahren, wie beispielsweise
biometrische Erkennungsverfahren, sichergestellt wird;*

¢) In Abs. 3 Z 2 wird die Wortfolge , fiir den Bereich der Bestimmten Lotterien nach §§ 6 bis 12 und § 12b
sowie Elektronischen Lotterien nach § 12a Abs. 1 durch die Wortfolge ,.fiir den Bereich der Bestimmten
Lotterien nach §§ 6 bis 12a sowie fiir den Bereich der Online-Gliicksspiele nach § 13 ersetzt.

d) In Abs. 3 entfillt die Z 3.

26. Nach § 31c werden folgende §§ 31d bis 31i samt Uberschriften eingefiigt:
»Zulissige Werbung

§ 31d. (1) Die Konzessiondre und Bewilligungsinhaber nach diesem Bundesgesetz haben bei ihren
Werbeauftritten einen verantwortungsvollen MaBstab zu wahren und den Kinder- und Jugendschutz zu
beachten. Die Einhaltung dieses verantwortungsvollen Mafstabes ist ausschlieBlich im Aufsichtswege zu
iiberwachen und nicht dem Klagswege nach §§ 1 ft UWG zuginglich. Abs.1 Satz 1 stellt kein
Schutzgesetz im Sinne des § 1311 ABGB dar.
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(2) Als Rahmenbedingungen fiir einen verantwortungsvollen Mafstab sind das
Suchtgefdhrdungspotenzial des beworbenen Gliicksspiels und alternativer Spielangebote, die angemessene
Darstellung der Gewinn- und Verlustmdglichkeiten des beworbenen Gliicksspiels sowie die angesprochene
Zielgruppe zu beriicksichtigen.

(3) Der Bundesminister fiir Finanzen kann ndhere Bestimmungen iiber den verantwortungsvollen
MafBstab mit Verordnung festlegen, insbesondere Standards zur verpflichtenden Verbraucherinformation,
zum Schutz besonders vulnerabler Personengruppen sowie zu Botschaft und Inhalt von
Gliicksspielwerbung.

§ 31e. (1) Spielbanken aus Mitgliedstaaten der EU oder des EWR diirfen im Inland den Besuch ihrer
ausldndischen, in Mitgliedstaaten der EU oder des EWR gelegenen Betriebsstétten gemal den Grundsitzen
dieses Bundesgesetzes und den aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen bewerben, wenn
dem Betreiber der Spielbank dafiir eine Bewilligung durch die Gliicksspielaufsichtsbehdrde erteilt wurde.
Eine solche Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Betreiber der Spielbank der Gliicksspielaufsichtsbehorde
nachgewiesen hat, dass

1.die fir den Betrieb der Spielbank erteilte Berechtigung fiir die beantragte Dauer der
Werbebewilligung erteilt wurde und § 21 entspricht, und

2. die gesetzlichen Spielerschutzbestimmungen dieses Mitgliedstaates der EU oder des EWR den
inldndischen zumindest entsprechen.

(2) Entsprechen die WerbemaBinahmen nicht den Anforderungen des § 31d, werden Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes oder des Bewilligungsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen
verletzt oder féllt die auslédndische Berechtigung nach Abs. 1 Z 1 nachtriglich weg, kann dem Betreiber der
ausldndischen Spielbank die Werbung durch die Gliickspielaufsichtsbehdrde untersagt werden (Aufhebung
der Werbebewilligung).

(3) Wer einem geméall Abs. 2 erlassenen Bescheid der Gliicksspielaufsichtsbehorde zuwiderhandelt,
begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist von der Gliicksspielaufsichtsbehdrde mit einer Geldstrafe bis
zu 22 000 Euro zu bestrafen.

(4) Die Gliicksspielaufsichtsbehdrde kann von einer Bestrafung gemafl Abs. 3 absehen, wenn es zum
Abstellen des RechtsverstoBes geboten ist, stattdessen fiir den Fall der Nichtbefolgung eines Bescheids
nach Abs. 2 binnen angemessener Frist mit gesonderter Verfahrensanordnung eine Zwangsstrafe in Hohe
von 1 000 Euro anzudrohen. Die Zwangsstrafe ist ab dem in dieser Verfahrensanordnung festgelegten
Zeitpunkt fiir jeden Tag zu verhdngen, an dem der Versto3 gegen einen Bescheid nach Abs. 2 andauert. Die
Hohe der insgesamt verhéngten Zwangsstrafen darf 20 000 Euro nicht iibersteigen.

(5) Eine Bewilligung nach Abs. 1 ist fiir die beantragte Dauer, langstens jedoch fiir die Dauer von
einem Jahr bei erstmaliger Erteilung und lédngstens fiir die Dauer von drei Jahren im Falle einer weiteren
Erteilung (Verldngerung), zu erteilen.

(6) Die Bewilligung ist bei sonstiger Nichtigkeit schriftlich zu erteilen, sie kann mit
Nebenbestimmungen versehen sein, wenn dies im Offentlichen Interesse liegt, wie insbesondere zur
Sicherstellung hoher Spielerschutzstandards, der Vermeidung krimineller Handlungen, der Vermeidung
der Sucht- und wirtschaftlichen Existenzgefdhrdung von Personen sowie der Sicherstellung des
Jugendschutzes und der umfassenden Aufsicht.

(7) Fiir die Erhebung der Gebiihren ist das Finanzamt Osterreich zustéindig. Die Gebiihren flieBen dem
Bund zu.

(8) Fiir den Antrag auf Bewilligung nach Abs. 1 sind nach Maf3gabe der folgenden Bestimmungen
Gebiihren zu entrichten:

1. Die Gebiihr betragt10 000 Euro.

2. Die Gebiihrenschuld entsteht im Zeitpunkt der Uberreichung des Antrages auf Erteilung einer
Werbebewilligung.

3. Die Gebiihren sind unter Angabe des Verwendungszwecks durch Uberweisung auf ein
entsprechendes Konto des Finanzamtes Osterreich zu entrichten. Die Entrichtung der Gebiihr ist
in geeigneter Weise nachzuweisen und der Eingabe anzuschlieflen.

4. Im Ubrigen gelten fiir die Gebiihren die Bestimmungen des Gebiihrengesetzes 1957 iiber Eingaben
und amtliche Ausfertigungen mit Ausnahme der §§ 9, 11 Abs. 1 Z 1 und Z 2 und 14 sowie die
§§ 203 und 241 Abs. 2 und 3 der Bundesabgabenordnung.
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Fortfithrungsbestimmungen

§ 31f. (1) Bei nachtridglichem Wegfall des Konzessionsbescheides nach § 14 Abs. 1 erster Satz
(Bestimmte Lotterien) und § 21 Abs. 1 erster Satz (Spielbanken) kann die Gliicksspielaufsichtsbehdrde den
Konzessionér oder, falls dieser die Konzession zu diesem Zeitpunkt noch nicht ausgeiibt hat, den zuletzt
berechtigten Konzessiondr, berechtigen, die Gliicksspiele wihrend einer mit ldngstens 24 Monaten
festzusetzenden Frist weiter zu betreiben.

(2) Bei drohendem ersatzlosem Auslaufen des Konzessionsbescheides nach § 14 Abs. 1 erster Satz
(Bestimmte Lotterien) und § 21 Abs. 1 erster Satz (Spielbanken) kann die Gliicksspielaufsichtsbehdrde den
Konzessiondr berechtigen, die Gliicksspiele {iber die Geltungsdauer des Konzessionsbescheides hinaus
wihrend einer mit ldngstens 24 Monaten festzusetzenden Frist weiterzubetreiben.

(3) Wird gegen eine Entscheidung iiber eingebrachte Antrdge nach § 14 Abs. 1 erster Satz (Bestimmte
Lotterien) und § 21 Abs. 1 erster Satz (Spielbanken) ein Rechtsmittel an das Bundesverwaltungsgericht
oder den Verwaltungs- oder Verfassungsgerichtshof erhoben, kann die Gliicksspielaufsichtsbehdrde den
zuletzt berechtigten Konzessiondr berechtigen, die Gliicksspiele wéhrend einer mit langstens 24 Monaten
festzusetzenden Frist weiter zu betreiben.

(4) Die Fristen der Abs. 1 bis 3 sind von Amts wegen mit Bescheid so zu bestimmen, dass mit ihrem
Ablauf der Bund oder ein neuer Konzessiondr die Gliicksspiele durchfiihren konnen. Die erstmalige
Festsetzung der Frist nach Abs. 2 darf nicht friiher als 24 Monate vor Auslaufen des Konzessionsbescheides
des zuletzt berechtigen Konzessionirs erfolgen. Bereits festgesetzte Fristen nach Abs. 1 bis 3 kdnnen durch
die Gliicksspielaufsichtsbehorde bis zur jeweils angefiihrten Hochstdauer nachtriglich verldngert und bei
Vorliegen der Voraussetzungen auch erneut festgesetzt werden, wobei in diesem Zusammenhang eine
gesetzlich verlidngerte oder eine nach dieser Bestimmung verldngerte Konzession einer Konzession nach
§ 14 Abs. 1 erster Satz (Bestimmte Lotterien) und § 21 Abs. 1 erster Satz (Spielbanken) gleichzusetzen ist.

Sperrregister

§ 31g. Der Bundesminister fiir Finanzen ist erméchtigt ein zentrales, anbieteriibergreifendes, technisch
unterstiitztes Register fiir Besuchs- und Spielsperren oder -beschrinkungen einzurichten (Sperrregister).
Dieses Register ist von der Gliicksspielaufsichtsbehdrde zu fiihren. Im Rahmen der Verordnung sind die
Austauschverpflichtungen von Daten iiber spieler- oder betreiberseitig veranlasste Besuchs- und
Spielsperren oder -beschrankungen von Konzessiondren bzw. Bewilligungsinhabern nach den §§ 5, 14
Abs. 1 zweiter Satz und § 21 und der Gliicksspielaufsichtsbehdrde zum Spielerschutz und zur
Spielsuchtvorbeugung niher zu regeln sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten und das Format
der wechselseitig zu libermittelnden Datensitze festzulegen. Die Konzessiondre und Bewilligungsinhaber
nachden § 5, § 14 Abs. 1 zweiter Satzund § 21 sind zur Teilnahme am Sperrregister verpflichtet und haben
dort erfasste Besuchs- und Spielsperren oder -beschrankungen zu beachten. Die Kosten fiir die Errichtung
und den laufenden Betrieb sind durch die Gliicksspielaufsichtsbehorde den Konzessiondren und
Bewilligungsinhaber nach § 5 jdhrlich bescheidméBig vorzuschreiben. Der Bundesminister fiir Finanzen
kann im Wege einer Verordnung den Zeitpunkt dieser Teilnahmeverpflichtung festlegen. Fiir statistische
und wissenschaftliche Untersuchungen sind die Daten nach der Ersetzung der Daten zur
Personenidentifikation  durch ein  nicht riickfithrbar  verschliisseltes  bereichsspezifisches
Personenkennzeichen in ein Statistik-Register zu iiberfithren. Nicht der Pseudonymisierung unterliegen das
Geschlecht und das Geburtsjahr.

Online-Gliicksspiel-Aufsichtssystem

§ 31h. Der Bundesminister fiir Finanzen ist erméchtigt, durch Verordnung ein zentrales,
anbieteriibergreifendes, technisch unterstiitztes Register fiir Ausspielungen im Sinne des § 13 (Online-
Gliicksspiel) einzurichten (Online-Gliicksspiel-Aufsichtssystem). Dieses Register ist von der
Glicksspielaufsichtsbehdrde zu fithren und dient der Umsetzung eines anbieteriibergreifenden
Einzahlungslimits (Limitregister). Im Rahmen der Verordnung sind Daten iiber spielerseitig festgelegte
Einzahlungslimits nach Mallgabe des monatlichen Hochstbetrages nach § 13 Abs. 4 und bereits getitigte
Einzahlungen (Limitregister) sowie Daten zur Identifizierung von Spielern von zur Durchfiihrung von
Online-Gliicksspiel im Sinne des § 13 berechtigten Konzessiondren und der Gliicksspielaufsichtsbehorde
zum Spielerschutz und zur Spielsuchtvorbeugung ndher zu regeln sowie Aufzeichnungs- und
Aufbewahrungspflichten und das Format der wechselseitig zu tibermittelnden Datensitze festzulegen. Die
zur Durchfiihrung von Online-Gliicksspiel im Sinne des § 13 berechtigten Konzessionédre sind zur
Teilnahme am Online-Gliicksspiel-Aufsichtssystem verpflichtet und diirfen die Spielteilnahme nur nach
Mallgabe der in dem Limitregister ersichtlichen Daten gestatten. Wurde gemal3 § 13 Abs. 4 zweiter Satz
ein abweichendes Einzahlungslimit festgelegt, so ist diese Anderung ausschlieBlich bei jenem
Konzessiondr wirksam, der dies durchgefiihrt und zu diesem Zweck eine Uberpriifung der Gefihrdung des
Spielers im Sinne des § 25 Abs. 3 vorgenommen hat. Die Kosten fiir die Errichtung und den laufenden
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Betrieb sind durch die Gliicksspielaufsichtsbehorde den Konzessiondren jéhrlich bescheidméBig
vorzuschreiben. Der Bundesminister fiir Finanzen kann im Wege einer Verordnung den Zeitpunkt dieser
Teilnahmeverpflichtung festlegen. Fiir statistische und wissenschaftliche Untersuchungen sind die Daten
nach der Ersetzung der Daten zur Personenidentifikation durch ein nicht riickfiihrbar
verschliisseltesbereichsspezifisches Personenkennzeichen in ein Statistik-Register zu {iberfithren. Nicht der
Pseudonymisierung unterliegen das Geschlecht und das Geburtsjahr.

Safe-Server

§ 31i. Die zur Durchfiihrung von Online-Gliicksspiel im Sinne des § 13 berechtigten Konzessionire
sind verpflichtet, auf eigene Kosten ein technisches System einzurichten und zu betreiben, welches zum
Zwecke der Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes samtliche Spielvorgéinge
digital und in nichtverdnderlicher Form erfasst und zum Zwecke der aufsichtsbehdrdlichen
Kontrolltatigkeit jederzeit einen unmittelbaren Zugriff durch die Gliicksspielaufsichtsbehorde ermoglicht
(Safe-Server). Der Bundesminister fiir Finanzen ist erméchtigt, durch Verordnung Inhalt und Form der zu
iibermittelnden Datensétze festzulegen, insbesondere welche zur eindeutigen Identifizierung von Spielern
und Spielvorgéngen erforderlichen Daten seitens der Konzessionére zu iibermitteln sind.*

27. § 36 wird wie folgt gedndert:
a) In Abs. 2 Z 1 wird die Wortfolge ,,im Inland* durch die Wortfolge ,,in der EU oder dem EWR* ersetzt.

b) In Abs.3 wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersezzt.

28. In §37 wird die Wortfolge ,das Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge die
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersezzt.

29. In §40 Abs.2 wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersezzt.

30. In § 42 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,im EU-/EWR-Raum oder der Schweiz* durch die Wortfolge ,,in der
EU, dem EWR oder der Schweiz* ersetzt.

31. In § 44 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,im Amtsblatt zur Wiener Zeitung* durch die Wortfolge ,,auf der
elektronischen Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bundes (EVI)“ersetzt.

32. In §46 Abs. 2 wird der Ausdruck ,,WFA-FinAV, BGBI. II Nr.292/2022, in der Fassung der
Kundmachung BGBIL. II Nr. 292/2022, durch den Ausdruck ,,WFA-FinAV in der Fassung der
Kundmachung BGBI. II Nr. 173/2025% ersetzt.

33. In §48 Abs. 2 wird nach der Wortfolge ,der vorgenannten Fristen auch® die Wortfolge ,.der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde und* angefiigt.

34. § 50 wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge ,nach diesem Bundesgesetz die Wortfolge
» » ausgenommen Verfahren nach den §§ 14, 23, 31e, 52b bis 52f und §§ 56a bis 56e,* eingefiigt.

b) Abs. 10 lautet: ,Erwachsen einer Behorde bei einer Amtshandlung im Zusammenhang mit dem
Beschlagnahme, dem Einziehungs- oder BetriebsschlieBungsverfahren Barauslagen, so sind diese den
Betroffenen zur ungeteilten Hand im jeweiligen Bescheid, allenfalls mittels gesonderten Bescheids,
aufzuerlegen.*

¢) Es werden folgende Abs. 12 und 13 angefiigt:

,»(12) Alle Organe des Bundes, der Linder und der Gemeinden sind im Rahmen ihres gesetzlichen
Wirkungsbereiches zur Hilfeleistung an die Gliicksspielaufsichtsbehorde verpflichtet. Dies gilt auch fiir
den Dachverband der Sozialversicherungstrager, soweit die von diesem zu erteilenden Auskiinfte fiir die
vom Amt fir Betrugsbekdmpfung zu fiihrenden Verwaltungsverfahren und Verwaltungsstrafverfahren
erforderlich sind. Es arbeiten einschlieBlich deren nachgeordneten Dienststellen und Behdrden und
unbeschadet anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen mit dem Amt fiir Betrugsbekdmpfung in
wechselseitiger Hilfeleistung insbesondere zusammen:

1. die Gerichte einschlieBlich der Strafgerichte sowie die Staatsanwaltschaften, jeweils nach
Maligabe des § 76 Abs. 4 Strafprozessordnung 1975 — StPO, Bundesgesetz BGBI. Nr. 631/1975;
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2. dic Bundesminister der in § 1 Bundesministeriengesetz 1986 — BMG, Bundesgesetz BGBI.
Nr. 76/1986, genannten Bundesministerien;
3. die Finanzmarktaufsichtsbehorde (FMA), die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR-
GmbH) und die Kommunikationsbehdérde Austria (KommAustria);
4. die Bezirksverwaltungsbehdrden (BVB) und Landespolizeidirektionen (LPD) bei der Vollziehung
der gliicksspielrechtlichen Bestimmungen;
5. die Landesregierungen, insoweit Landesausspiclungen mit Gliicksspielautomaten geméil § 5
betroffen sind.
Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten sinngemél fiir den Bundesminister fiir Finanzen, das Finanzamt
Osterreich und das Amt fiir Betrugsbekdmpfung.

(13) Die Gliicksspielaufsichtsbehdrde kann mit Behorden in Mitgliedstaaten und Drittlindern, die den
Aufgaben des Amtes fiir Betrugsbekdmpfung entsprechende Aufgaben wahrzunehmen haben,
wechselseitig zusammenarbeiten und alle Informationen {ibermitteln, soweit die Ubermittlung der
Informationen fiir die Zwecke der Aufsicht iiber den Gliicksspielmarkt dienlich ist. Darunter féllt auch die
Information iiber den Inhalt von Mitteilungen und Bescheiden gemifl §§ 56b bis 56e. Das Amt fiir
Betrugsbekdmpfung kann von seinen bundesgesetzlichen Befugnissen auch ausschlielich fiir die Zwecke
einer Zusammenarbeit oder eines Informationsaustausches nach diesem Absatz Gebrauch machen, auch
wenn die Verhaltensweise, die Gegenstand der Ermittlung ist, keinen Verstol3 gegen eine im Inland geltende
Vorschrift darstellt. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten sinngemédfB fiir den Bundesminister fiir
Finanzen, das Finanzamt Osterreich und das Amt fiir Betrugsbekimpfung.*

35. Nach § 50 werden folgende §§ 50a und 50b samt Uberschrift eingefiigt:
»Konzessionserteilungsverfahren

§ 50a. (1) Die Interessenbekundungen haben innerhalb der festzulegenden angemessenen Frist fiir die
Interessensbekundung bei der Gliicksspielaufsichtsbehorde (§ 14 Abs. 1 erster Satz; § 21 Abs. 1)
einzulangen. Verspitet einlangende Interessenbekundungen sind zuriickzuweisen. Einer verspéteten
Einbringung gleichzuhalten sind nachtrigliche Ausdehnungen der Interessenbekundung sowie
Interessenbekundungen, die nur Teile einer Konzession betreffen.

(2) Interessenbekundungen sind sowohl in schriftlicher Form als auch (inhaltlich iibereinstimmend)
auf einem elektronischen Datentrdger unter Beifiigung eines Aktenverzeichnisses einzubringen. Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde kann den Interessenten die Beibringung weiterer Ausfertigungen ihrer
Interessenbekundungen auftragen; diesem Auftrag ist binnen zwei Wochen nachzukommen, andernfalls
dies einer verspateten Einbringung gleichzuhalten ist.

(3) Anbringen in miindlicher oder telefonischer Form oder per Telefax sind unzuldssig und
unbeachtlich.

(4) Nachtrigliche Anderungen der Interessenbekundungen sind grundsitzlich unzulissig und
zuriickzuweisen (Neuerungsverbot). Ausnahmsweise sind nachtriigliche Anderungen zuléssig, wenn sie auf
Umsténde zuriickzufithren sind, die nachtrdglich eingetreten sind und ihre Ursache auflerhalb der
Einflusssphire des Interessenten und der mit ihm konzernméBig verbundenen Unternehmen haben, oder
wenn die Anderungen von der Behérde beauftragt worden sind.

(5) Interessenbekundungen, die zum Zeitpunkt des Fristablaufs (Abs. 1) wesentliche
Mindestvoraussetzungen nicht erfiillen, sind ohne weitere Behandlung zuriickzuweisen. Wesentliche
Mindestvoraussetzungen sind nicht erfiillt, wenn

1. der Interessent nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft mit Aufsichtsrat gefiihrt wird
(§ 14 Abs. 27 1; § 21 Abs. 2 Z 1), oder

2. sein Sitz nicht in einem Mitgliedstaat der EU oder EWR liegt (§ 14 Abs. 3 erster Satz; § 21 Abs. 3
erster Satz), oder

3. er nicht {iber das erforderliche eingezahlte Stamm- oder Grundkapital verfiigt (§ 14 Abs. 2 Z 3;
§ 21 Abs. 2 Z 3), oder

4. die Gebiihr gemall § 59a Abs. 1 Z 1 nicht entrichtet hat und trotz Setzung einer angemessenen

Nachfrist nicht entrichtet; davon unberiihrt bleiben die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung
(BAO) BGBI. Nr. 194/1961.

(6) Interessenten konnen verlangen, dass bestimmte Unterlagen oder Bestandteile von Unterlagen zum
Schutz von technischen oder handelsbezogenen Betriebsgeheimnissen von der Akteneinsicht
ausgenommen werden. Dazu ist jeweils konkret darzulegen, inwieweit eine Verletzung von
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Geheimhaltungsinteressen drohen wiirde. Unbegriindete oder pauschale Ausnahmebegehren sind
unbeachtlich.

(7) Die Behorden der Bundesfinanzverwaltung und alle anderen Behorden sowie Gerichte sind iiber
Anfrage der Gliicksspielaufsichtsbehorde verpflichtet und im Ubrigen auch aus eigenem Antrieb berechtigt,
Daten betreffend

1. die Interessenten,

2. ihre Geschiftsleiter,

3. an den Interessenten direkt oder indirekt beteiligte Personen sowie

4. Personen, an denen die Interessenten direkt oder indirekt beteiligt sind,

der Gliicksspielaufsichtsbehorde zu libermitteln, wenn diese Daten flir Verfahren nach den §§ 14 und 21
von Bedeutung sein konnen.

(8) Auf Verfahren zur Erteilung des Rechts zur Durchfiihrung der Ausspielungen nach § 13 (Online-
Gliicksspiel) sind die Bestimmungen der Abs. 3 und 7 sowie sinngeméal} die Bestimmungen der Abs. 2 und
5 anzuwenden.

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht

§ 50b. In Verfahren nach den §§ 14 und 21 hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts
durch einen Senat zu erfolgen.*

36. Nach § 51 wird folgender § 51a samt Uberschrift eingefiigt:
sInformations- und Warnhinweise

§ 51a. (1) Das Amt fiir Betrugsbekdmpfung kann durch Kundmachung auf der elektronischen
Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bundes (EVI) und zusétzlich im Internet und/oder in einer
Zeitung mit Verbreitung im gesamten Bundesgebiet die Offentlichkeit informieren, dass eine namentlich
genannte natlirliche oder juristische Person (Person) zur Durchfiihrung von Gliicksspiel nicht berechtigt ist,
und eine Information der Offentlichkeit erforderlich und im Hinblick auf mogliche Nachteile des
Betroffenen verhiltnisméaBig ist; ein begriindeter Verdacht, dass im Rahmen einer betrieblichen Tatigkeit
Gliicksspiele entgegen den Vorschriften dieses Bundesgesetzes durchgefiihrt werden ist hierfiir
ausreichend. Diese Ver6ffentlichungsmaBinahmen kdnnen auch kumulativ getroffen werden. Die Person
muss in der Ver6ffentlichung eindeutig identifizierbar sein; zu diesem Zweck konnen, soweit dem Amt fiir
Betrugsbekdmpfung bekannt, auch Geschéftsanschrift, allfdllige weitere Betriebsstitten oder
Wohnanschrift, Firmenbuchnummer, Internetadresse oder vergleichbare Social Media-Prasenzen,
Telefonnummer und E-Mail-Adresse sowie Bankverbindungen (Zahlungsdaten wie IBAN etc.) angegeben
werden. Der von der Verdffentlichung Betroffene kann eine Uberpriifung der RechtmiBigkeit der
Veroffentlichung in einem bescheidmiBig zu erledigenden Verfahren bei dem Amt fiir Betrugsbekdampfung
beantragen. Das Amt fiir Betrugsbekdmpfung hat diesfalls die Einleitung eines solchen Verfahrens in
gleicher Weise bekannt zu machen. Wird im Rahmen einer Uberpriifung die Rechtswidrigkeit der
Veroffentlichung festgestellt, so hat das Amt fiir Betrugsbekdmpfung die Veroffentlichung richtigzustellen
oder auf Antrag des Betroffenen entweder in gleicher Weise zu widerrufen oder aus dem Internetauftritt zu
entfernen.

(2) Das Amt fiir Betrugsbekdmpfung hat eine Liste zu fithren, die Informationen iiber ausgesprochene
Warnhinweise nach Abs. 1 und § 56e Abs. 3 enthélt und hat iiber Internet eine automationsunterstiitzte
Abfrage dieser Daten zu ermdglichen (,,blacklist). Nach Mallgabe des § 56e Abs. 3 verdffentlichte
Warnhinweise haben Merkmale zu enthalten, welche es dem jeweiligen Zahlungsdienstleister ermdglichen,
automationsunterstiitzt jene Transaktionen zu identifizieren, welche vom Verbot des § 56e Abs. 1 und 2
erfasst sind (in Bezug auf Banken insbesondere: IBAN). Ver6ffentlichungen sind nach Ablauf von fiinf
Jahren nach der Verdffentlichung zu 16schen.

(3) Das Amt fiir Betrugsbekdmpfung hat eine Liste zu fiihren, die Informationen iiber den aktuellen
Umfang der bestehenden Konzessionen nach §§ 14 und 21 und Bewilligungen im Sinne des § 5 sowie
aufrechte Bewilligungen im Sinne des § 31e Abs. 1 enthélt, und hat iiber Internet eine Abfrage dieser Daten
zu ermdglichen (,,whitelist*).

37. § 52 wird wie folgt gedindert:

a) Abs. 1 Z 3 lautet:

3. wer die Bewilligungsbedingungen eines genehmigten Gliicksspieles nicht einhélt, sofern nicht
nach § 14 Abs. 7 oder § 23 Abs. 2 vorzugehen ist;*
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b) Abs. 1 Z 9 lautet:

,.9. wer verbotene Ausspielungen (§ 2 Abs. 4) im Inland bewirbt oder deren Bewerbung ermdglicht,
oder den Besuch einer ausldndischen, in Mitgliedstaaten der EU oder des EWR gelegenen
Spielbank im Inland bewirbt oder dessen Bewerbung ermoglicht, es sei denn es liegt eine
Bewilligung gemiB § 31e Abs. 1 vor;™

¢) In Abs. 1 entfdllt die bisherige Z 10 und erhdlt die Z 11 die Ziffernbezeichnung ,,10..

d) Dem Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Bei Ubertretung des Abs. 1 Z 1 mit Online-Gliicksspielen im Sinne des § 13 Abs. 1 erster Satz ist eine
Geldstrafe bis zu 1 000 000 Euro zu verhdngen.*

e) Abs. 5 lautet:

»(5) Zu Geldstrafen wegen Verwaltungsiibertretungen nach Abs. 1 Z 1 sind Ersatzfreiheitsstrafen bis
zu sechs Wochen zu verhdngen. Eine Ersatzfreiheitsstrafe von kumuliert mehr als sechs Monaten ist nicht
zuldssig.*

38. § 52b wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 1 wird die Wortfolge ,vom Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,von der
Gliicksspielaufsichtsbehdrde™ ersetzt.

b) In Abs. 1 wird der Betrag von ,,22 000 Euro* durch den Betrag von ,,60 000 Euro® ersetzt.

c) In Abs.3 wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehdrde® ersetzt.

39. § 52¢ wird wie folgt gedndert:

a) In Abs.1 wird die Wortfolge ,Das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,Die
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersezzt.

b) In Abs. 3 wird im vorletzten Satz die Wortfolge ,,das Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,die
Gliicksspielaufsichtsbehorde® und das Wort ,,es* durch das Wort ,,sie* ersetzt.

40. In § 52d wird der Ausdruck ,,§§ 52b oder 52¢* durch den Ausdruck ,,§ 52 Abs. 1 Z 1, § 52b, § 52c,
§ 56¢, § 56d oder § 56e* ersetzt.

41. In § 52e erster Satz werden jeweils die Wortfolge ,,iVm* durch die Wortfolge ,,in Verbindung mit* und
die Wortfolge ,,das Finanzamt Osterreich® durch die Wortfolge ,,die Gliicksspielaufsichtsbehorde* erserzt.

42. In §52f wird die Wortfolge ,vom Finanzamt Osterreich durch die Wortfolge ,von der
Gliicksspielaufsichtsbehorde® ersetzt und nach der Wortfolge ,,geméB §§ 52b oder 52¢* die Wortfolge ,,und
dem Amt fiir Betrugsbekdmpfung gemél §§ 56¢ oder 56d sowie der Telekom-Control-Kommission geméf
§ 56e“ eingefiigt.

43. Dem § 54 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

,@eld, das sich in Gegenstinden befindet oder befunden hat (gesonderte Verwahrung), mit denen gegen
eine oder mehrere Bestimmungen des § 52 Abs. 1 verstolen wurde oder die mit diesen Gegenstinden
funktional verbunden gewesen sind, ist, allenfalls mittels gesonderten Bescheids, zum Bundesschatz
einzuziehen.*

44. § 55 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 entfillt der Klammerausdruck ,,(Veranstalter, Inhaber) “ und wird das Wort ,,daBl* durch das
Wort , dass “ ersetzt.

b) Die Abs. 2 und 3 lauten:

,»(2) Beschlagnahmte Gegenstidnde, die binnen drei Jahren niemandem auszufolgen waren, gehen in
das Eigentum des Bundes iiber. Wird vor Ablauf dieser Frist ein Herausgabeantrag gestellt, gehen die
Gegenstinde frithestens mit rechtskréftiger Ablehnung des Herausgabeantrages in das Eigentum des
Bundes iiber.
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(3) Geld, das sich in beschlagnahmten Gegenstinden befindet und das nicht der Einziehung unterliegt,
ist zunéchst zur Aufrechnung mit allfdlligen Barauslagen im Sinne des § 50 Abs. 10, danach zur Tilgung
von allfélligen Abgabenforderungen des Bundes und sodann von offenen Geldstrafen des wirtschaftlichen
Eigentiimers der beschlagnahmten Gegenstinde zu verwenden, ansonsten auszufolgen. Beschlagnahmte
Geldbetrage, die binnen drei Jahren niemandem auszufolgen waren, gehen in das Eigentum des Bundes
iiber.*

45. § 56 samt Uberschrift entfillt.
46. Der bisherige § 56a erhdlt die Paragraphenbezeichnung ,,§ 56.“ und wird wie folgt gedndert:
a) In Abs. 1 wird jeweils das Wort ,,daBB* durch das Wort ,,dass* ersetzt.

b) In Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,,,aber nicht ohne vorher zur Einstellung der entgegen den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes veranstalteten oder durchgefiihrten Gliicksspiele aufgefordert zu
haben,* und wird das Wort ,,Stillegung* durch das Wort ,,Stilllegung* ersetzt.

c) Abs. 4 lautet:

,»(4) Mit Verfiigung nach Abs. 1 und in einem Bescheid nach Abs. 3 konnen auch andere nach Abs. 1
zuldssige Maflnahmen angeordnet werden, wie insbesondere die Unterbrechung der Strom-, Internet- und
Wasserversorgung und die Anbringung von technischen Vorrichtungen, die der Behdrde eine
Uberwachung von Betriebsstitten und anderen Raumlichkeiten auch ohne kérperliche Anwesenheit von
behdrdlichen Organen ermdglichen (zB Alarmanlagen, Bewegungsmelder, Bild- und Tonaufzeichnungen)
oder sonstige Maflnahmen sowie deren Kontrolle, Riick- oder Ausbau. Zum Zweck der Einhaltung der
MaBnahmen und gesetzlichen Bestimmungen kommen der Behdrde die Betretungs- und Kontrollrechte im
Sinne des § 50 Abs. 4 zu und kann diese, solange eine BetriebsschlieBung nach Abs. 1 oder 3 wirksam ist,
jederzeit ohne weitere Ankiindigung aus eigenem Betriebsstitten und, soweit dies fiir die Kontrolle
erforderlich ist, mit den geschlossenen Betriebsstétten verbundene Liegenschaftsbestandteile betreten.
Ergibt sich der Verdacht, dass die angeordneten Maflnahmen nicht hinreichend sind, so konnen auch
zusdtzliche Maflnahmen nachtriglich angeordnet werden.*

d) In Abs. 5 wird nach der Wortfolge ,,gegen Bescheide iliber Verfiigungen nach Abs. 1 die Wortfolge ,,und
gegen Bescheide nach Abs. 4 hinzugefiigt.

e) In Abs. 6 wird die Wortfolge ,,mit Ablauf eines Jahres auBBer Wirksamkeit* durch die Wortfolge ,,mit
Ablauf von 18 Monaten auBler Wirksamkeit, wobei Bescheide geméfl Abs. 4 zum selben Zeitpunkt au3er
Wirksamkeit treten* ersetzt.

1) Es wird folgender Abs. 8 angefiigt:

»(8) Der Liegenschaftseigentiimer ist iiber eine Verfiigung nach Abs. 1 und einen Bescheid nach
Abs. 3 zu informieren, und dabei auf die Gesetzesbestimmungen iiber die Haftung nach § 59 Abs. 4 und
die besondere Kiindigungsmdglichkeit nach § 59 Abs. 5a hinzuweisen. Eine BetriebsschlieBung nach § 56
Abs. 3 stellt jedenfalls einen wichtigen Grund dar, der den Vermieter zur Kiindigung des Mietvertrags
berechtigt, unabhéngig davon, ob der unmittelbare Mieter, ein Untermieter oder ein sonstiger Dritter die
BetriebsschlieBung zu vertreten haben.*

47. § 56b samt Uberschrift entfillt.

48. Nach § 56 (neu) werden folgende §§ 56a, 56b, 56¢, 56d, 56e samt Uberschrift eingefiigt:

»Befugnisse des Amtes fiir Betrugsbekdmpfung bei verbotenen Ausspielungen iiber elektronische
Medien (Online-Gliicksspiel)

§ 56a. (1) Hat das Amt fiir Betrugsbekdmpfung den begriindeten Verdacht, dass ein Unternehmen zur
Teilnahme vom Inland aus verbotene Ausspielungen im Sinne des § 2 Abs. 4 {iber elektronische Medien
veranstaltet oder unternehmerisch zugénglich macht, sind die Organe des Amtes fiir Betrugsbekdmpfung
erméchtigt, verdeckte Testspiele durchzufiihren. Auf die Durchfithrung von Testspielen ist § 52 Abs. 5
nicht anzuwenden.

(2) Die Organe des Amtes fiir Betrugsbekdmpfung konnen Urkunden, welche iiber deren Identitét
tduschen, im Rechtsverkehr gebrauchen, soweit dies zum Zwecke der Durchfithrung von verdeckten
Testspielen erforderlich ist. Auf Verlangen des Bundesministers fiir Finanzen haben die gesetzlich zur
Ausstellung von Urkunden berufenen Bundesbehdrden, Behorden der mittelbaren Bundesverwaltung,
durch Gesetz eingerichtete Korperschaften und Anstalten des 6ffentlichen Rechts oder Biirgermeister die
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zur Durchfiihrung der verdeckten Testspiele erforderlichen Urkunden herzustellen. Das Amt fiir
Betrugsbekdmpfung hat jede Anwendung dieser Urkunden im Rechtsverkehr zu dokumentieren.

(3) Jene Geldmittel, welche fiir die Durchfithrung von verdeckten Testspielen erforderlich sind,
werden vom Amt fiir Betrugsbekdmpfung zur Verfiigung gestellt. Allfillige Gewinne aus Testspielen
flieBen dem Bund zu.

Aufsichtsmafinahmen bei verbotenen Ausspielungen iiber elektronische Medien (Online-
Gliicksspiel)

§ 56b. (1) Hat das Amt fiir Betrugsbekdmpfung Anhaltspunkte dafiir, dass ein Unternehmen zur
Teilnahme vom Inland aus verbotene Ausspielungen im Sinne des § 2 Abs. 4 {iber elektronische Medien
veranstaltet oder unternehmerisch zugéanglich macht, teilt es dies dem Unternehmen mit. Gleichzeitig ist
dabei dem Unternehmen die Gelegenheit einzurdumen, binnen einer zwei Wochen nicht iibersteigenden
Frist zu den Vorhalten Stellung zu nehmen und die verbotenen Ausspielungen einzustellen.

(2) Stellt das Amt fiir Betrugsbekdmpfung fest, dass nach Ablauf der gesetzten Frist die verbotene
Ausspielung, aufgrund der das Aufsichtsverfahren eingeleitet wurde, nicht eingestellt ist, ordnet es mit
Bescheid die Einstellung der verbotenen Ausspielungen an und setzt eine zwei Wochen nicht {ibersteigende
Frist fest, innerhalb der dem Bescheid zu entsprechen ist.

(3) Bei der Erlassung eines Bescheides nach Abs. 2 sind bestehende Rechte soweit zu schonen, als
dies ohne Gefahrdung der Ziele dieses Bundesgesetzes moglich ist. Liegen die Voraussetzungen fiir die
Erlassung eines Bescheides gemidl Abs. 2 nicht mehr vor und ist zu erwarten, dass in Hinkunft die
gliicksspielrechtlichen Vorschriften vom betroffenen Unternehmen eingehalten werden, so hat das Amt fiir
Betrugsbekdmpfung auf Antrag des betroffenen Unternehmens den Bescheid gemifl Abs. 2 ehestens zu
widerrufen.

Sperrverfiigungen gegen Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft
(Hosting, Caching und Suchmaschinen)

§ 56c. (1) Hat das Amt fiir Betrugsbekdmpfung Anhaltspunkte dafiir, dass Anbieter von
Vermittlungsdiensten der Zwischenspeicherung (Caching) im Sinne des Art. 3 Buchstabe g Unterpunkt ii,
Anbieter von Vermittlungsdiensten fiir Hosting im Sinne des Art. 3 Buchstabe g Unterpunkt iii sowie
Anbieter von Suchmaschinen im Sinne des Art. 3 Buchstabe j der Verordnung (EU) 2022/2065 iiber einen
Binnenmarkt fiir digitale Dienste und zur Anderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz iiber digitale
Dienste) vom 19.10. 2022, ABI. L 277 vom 27.10.2022, S. 1, zuletzt gedndert durch ABI. L 90210 vom
16.3.2026, S. 1, an der Herstellung eines Zuganges zu verbotenen Ausspielungen (§2 Abs. 4) iiber
elektronische Medien, zur Teilnahme vom Inland aus, mitwirken, so teilt es dies den an der Herstellung
eines Zuganges beteiligten Anbietern mit. Gleichzeitig ist dabei die Gelegenheit einzurdumen, binnen einer
zwei Wochen nicht iibersteigenden Frist zu den Vorhalten Stellung zu nehmen und die Mitwirkung an der
Herstellung des Zuganges einzustellen. Dabei bedarf es keiner vorherigen Inanspruchnahme nach § 56b
des Veranstalters oder Vermittlers (§ 59 Abs. 5) von verbotenen Ausspielungen. Wenn ein Unternehmen
iiber elektronische Medien neben verbotenen Ausspielungen (§ 2 Abs. 4), zur Teilnahme vom Inland aus,
auch sonstige Leistungen in der Weise anbietet, die es den an der Herstellung eines Zuganges beteiligten
Anbietern im Sinne des Abs. 1 nicht ermdglicht, diesen Zugang vollstindig unterscheidbar und getrennt
nach den Angeboten abzuwickeln, kann das Amt fiir Betrugsbekdampfung zudem anordnen, dass die
Mitwirkung an der Herstellung eines Zuganges auch fiir die sonstigen Leistungen einzustellen ist.

(2) Stellt das Amt fiir Betrugsbekdmpfung fest, dass nach Ablauf der gesetzten Frist das Verhalten,
aufgrund dessen das Aufsichtsverfahren eingeleitet wurde, nicht eingestellt ist, ordnet es mit Bescheid dem
Anbieter im Sinne des Abs. 1 die angemessenen und technisch verfiigbaren MaBBnahmen an, die den Zugang
zu den verbotenen Ausspielungen verhindern oder erschweren, und setzt eine zwei Wochen nicht
iibersteigende Frist fest, innerhalb der der verpflichtete Diensteanbieter dem Bescheid zu entsprechen hat.
Dabei bedarf es keiner vorherigen Inanspruchnahme nach § 56b des Veranstalters oder Vermittlers (§ 59
Abs. 5) von verbotenen Ausspielungen. Wenn ein Unternehmen {iber elektronische Medien neben
verbotenen Ausspielungen (§ 2 Abs. 4), zur Teilnahme vom Inland aus, auch sonstige Leistungen in der
Weise anbietet, die es den an der Herstellung eines Zuganges beteiligten Anbietern im Sinne des Abs. 1
nicht ermdglicht, diesen Zugang vollstdndig unterscheidbar und getrennt nach den Angeboten abzuwickeln,
kann das Amt fiir Betrugsbekdmpfung in seinem Bescheid zudem anordnen, dass die Mitwirkung an der
Herstellung eines Zuganges auch fiir die sonstigen Leistungen einzustellen ist. Als Teil der angemessenen
MaBnahmen gegeniiber dem Diensteanbieter kann die Verlinkung auf eine vom Amt fiir
Betrugsbekdmpfung einzurichtende Informationsseite zur Aufklérung {iber das unerlaubte Angebot, deren
rechtliche Folgen, Informations- und Warnhinweise gemdBl § 5la sowie Informationen iiber
Suchtpriavention, Suchthilfe und Suchthilfeeinrichtungen (,,Stop-Page*) angeordnet werden.
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(3) Bei der Erlassung eines Bescheides nach Abs. 2 sind bestehende Rechte soweit zu schonen, als
dies ohne Gefihrdung der Ziele dieses Bundesgesetzes moglich ist. Liegen die Voraussetzungen fiir die
Erlassung eines Bescheides gemdB3 Abs. 2 nicht mehr vor und ist zu erwarten, dass in Hinkunft die
gliicksspielrechtlichen Vorschriften vom Betroffenen eingehalten werden, so hat das Amt fiir
Betrugsbekampfung auf Antrag des Betroffenen den Bescheid gemall Abs. 2 ehestens zu widerrufen.

(4) Wer einem gemaf Abs. 2 erlassenen Bescheid des Amtes fiir Betrugsbekdmpfung zuwiderhandelt,
begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist vom Amt flir Betrugsbekdmpfung mit einer Geldstrafe bis zu
1 000 000 Euro zu bestrafen.

(5) Das Amt fiir Betrugsbekdmpfung kann von einer Bestrafung geméaf3 Abs. 4 absehen, wenn es zum
Abstellen des Rechtsverstoles geboten ist, stattdessen fiir den Fall der Nichtbefolgung eines Bescheids
nach Abs. 2 binnen angemessener Frist mit gesonderter Verfahrensanordnung eine Zwangsstrafe in Hohe
von 30 000 Euro anzudrohen. Die Zwangsstrafe ist ab dem in dieser Verfahrensanordnung festgelegten
Zeitpunkt fiir jeden Tag zu verhdngen, an dem der Verstofl gegen einen Bescheid nach Abs. 2 andauert. Die
Hohe der insgesamt verhéngten Zwangsstrafen darf 750 000 Euro nicht tibersteigen.

(6) Die Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen einen Bescheid gemdB Abs.2 hat keine
aufschiebende Wirkung.

Sperrverfiigungen gegen Anbieter von Internetzugangsdiensten

§ 56d. (1) Fiihren Maflnahmen gemal § 56¢ nicht zum Erfolg, so ist zur Anordnung von MaBBnahmen,
die den Zugang zu den verbotenen Ausspielungen erschweren oder verhindern und die die Anbieter von
Internetzugangsdiensten im Sinne des Art. 2 Ziffer 2 der Verordnung (EU) 2015/2120 {iber MaBnahmen
zum Zugang zum offenen Internet und zu Endkundenentgelten fiir regulierte intra-EU-Kommunikation
sowie zur Anderung der Richtlinie 2002/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 vom 25.11.2015,
ABI. L 310 vom 26.11.2015, S. 1, zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) 2024/1309, ABI. L 1309 vom
8.5.2024, S. 1, zu ergreifen haben, die Telekom-Control-Kommission berufen. Hierzu kann das Amt fiir
Betrugsbekdmpfung einen Antrag an die Telekom-Control-Kommission stellen.

(2) Die Telekom-Control-Kommission ordnet mit Bescheid dem Anbieter von
Internetzugangsdiensten im Sinne des Art. 2 Ziffer 2 der Verordnung (EU) 2015/2120 iiber MaBBnahmen
zum Zugang zum offenen Internet und zu Endkundenentgelten fiir regulierte intra-EU-Kommunikation
sowie zur Anderung der Richtlinie 2002/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 vom 25.11.2015,
ABI. L 310 vom 26.11.2015, S. 1, zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) 2024/1309, ABI. L 1309 vom
8.5.2024, S. 1,die angemessenen und technisch verfiigbaren MaBinahmen an, die den Zugang zu den
verbotenen Ausspielungen verhindern oder erschweren, und setzt eine zwei Wochen nicht {ibersteigende
Frist fest, innerhalb der der verpflichtete Diensteanbieter dem Bescheid zu entsprechen hat. Als Teil der
angemessenen Maflnahmen gegeniiber dem Diensteanbieter kann die Umleitung auf eine vom Amt fiir
Betrugsbekdmpfung einzurichtende Informationsseite zur Aufklarung iiber das unerlaubte Angebot, dessen
rechtliche Folgen, Informations- und Warnhinweise gemdf § 51a sowie Informationen {iber
Suchtpravention, Suchthilfe und Suchthilfeeinrichtungen (,,Stop-Page*) angeordnet werden.

(3) Voraussetzung fiir die Antragstellung nach Abs. 1 ist das Vorliegen eines rechtskréiftigen
Strafbescheides der zustindigen Behorde nach § 52 Abs. 1 Z 1 oder eines rechtskréftigen Bescheides des
Amtes fiir Betrugsbekdmpfung nach § 56b Abs. 2 gegeniiber dem Unternehmen, das zur Teilnahme vom
Inland aus verbotene Ausspielungen im Sinne des § 2 Abs. 4 iiber elektronische Medien veranstaltet oder
unternehmerisch zugénglich macht.

(4) Die Voraussetzung fiir die Antragstellung nach Abs. 3 entfillt, sofern

1. der Verantwortliche des Unternehmens unbekannten Aufenthalts ist und dieser nicht mit
vertretbaren Mitteln festgestellt werden kann oder

2. der Verantwortliche des Unternehmens unbekannt ist und seine Identitdt nicht mit vertretbaren
Mitteln festgestellt werden kann oder

3. eine Strafverfolgung des Verantwortlichen des Unternehmens nicht moglich ist

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzung nach Abs. 4 hat die Telekom-Control-Kommission das Vorliegen
einer verbotenen Ausspielung im Sinne des § 2 Abs. 4 iiber elektronische Medien als Vorfrage selbst zu
beurteilen.

(6) Stellt ein Verstof gegen die Vorschriften dieses Bundesgesetzes eine Gefdhrdung der Interessen
des Gliicksspielmonopols (Abs. 7) dar, kann die Telekom-Control-Kommission auf Antrag des Amtes fiir
Betrugsbekdmpfung MaBnahmen gemdB Abs.2 auch in einem Verfahren gemdB §57 AVG
(Mandatsbescheid) anordnen. Diese Maflnahmen sind mit bis zu 18 Monaten zu befristen. Die
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Voraussetzung fiir die Antragstellung nach Abs. 3 entfdllt bei Verfahren gemil § 57 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51/1991.

(7) Als Gefahrdung der Interessen des Gliicksspielmonopols ist insbesondere die Beeintrachtigung der
Ziele des Allgemeininteresses anzusehen, wie etwa die Sicherstellung hoher Spielerschutzstandards, die
Vermeidung krimineller Handlungen, die Vermeidung der Sucht- und wirtschaftlichen Existenzgefahrdung
von Personen sowie der Jugendschutz, die Sicherstellung umfassender Aufsicht und genauer Uberwachung
von Gliicksspielangeboten sowie die Sicherung der Entrichtung der Gliicksspielabgaben.

(8) Entscheidungen, mit denen die Telekom-Control-Kommission MaBBnahmen nach Abs. 2 oder
Abs. 6 anordnet oder widerruft, sind unter Beriicksichtigung der Datenschutzbestimmungen von der
Telekom-Control-Kommission in geeigneter Weise zu verdffentlichen. Die Telekom-Control-Kommission
hat eine Ubersicht der gesperrten Internetseiten zu fiihren.

(9) Wenn feststeht, dass die Voraussetzungen fiir die gemi3 Abs.2 oder Abs. 6 angeordneten
MaBnahmen nicht mehr vorliegen und zu erwarten ist, dass in Hinkunft jene gliicksspielrechtlichen
Vorschriften, deren Nichteinhaltung fiir die Maflnahmen bestimmend war, eingehalten werden, hat das Amt
fiir Betrugsbekdmpfung auf Antrag des betroffenen Unternehmens (Abs. 3 und Abs. 4) unverziiglich einen
Antrag auf Widerruf der Malnahmen an die Telekom-Control-Kommission zu stellen.

(10) Wer einem gemidll Abs.2 erlassenen Bescheid der Telekom-Control-Kommission
zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist vom Amt fiir Betrugsbekdmpfung mit einer
Geldstrafe bis zu 1 000 000 Euro zu bestrafen.

(11) Werden Mallnahmen angeordnet, so hat die Telekom-Control-Kommission dem fiir den Verstof3
nach § 56b Abs. 1 verantwortlichen Unternechmen im Falle von Verfahren nach Abs. 2 Verfahrenskosten
in H6he von 2 500 Euro, im Falle von Verfahren nach Abs. 6 in Héhe von 1 250 Euro, vorzuschreiben, es
sei denn, die Voraussetzungen des Abs. 4 liegen vor. Kann die Telekom-Control-Kommission diesen
Verfahrensaufwand nicht einbringlich machen, ist er aus dem Bundeshaushalt zu begleichen. Die Hohe der
Verfahrenskosten vermindert oder erhoht sich ab dem Jahr 2026 in jenem Ausmal, in dem sich der von der
Bundesanstalt Statistik Osterreich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2020 oder der an seine Stelle
tretende Index des Vorjahres verdndert hat. Die Einnahmen flieBen der Rundfunk und Telekom
Regulierungs-GmbH zu. Die eingenommenen Betrdge werden auf die von Beitragspflichtigen nach § 34
Abs. 2 des KommAustria-Gesetzes (KOG), BGBI. I Nr. 32/2001, zu leistenden Finanzierungsbeitrige
angerechnet.

(12) Dieser Paragraph ist auf Anbieter von Internetzugangsdiensten im Sinne des Art. 2 Ziffer 2 der
Verordnung (EU) 2015/2120 iiber MaBnahmen zum Zugang zum offenen Internet und zu
Endkundenentgelten fiir regulierte intra-EU-Kommunikation sowie zur Anderung der Richtlinie
2002/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 vom 25.11.2015, ABI. L 310 vom 26.11.2015, S. 1,
zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) 2024/1309, ABI. L 1309 vom 8.5.2024, S. 1, mit weniger als 2 000
Endnutzern nicht anzuwenden.

Zahlungssperren bei verbotenen Ausspielungen (,,Payment-Blocking*)

§ 56e. (1) Die Mitwirkung am Zahlungsverkehr fiir verbotene Ausspielungen (§ 2 Abs. 4), welche
nach Mallgabe des § 51a Abs. 2 verdffentlicht worden sind, ist verboten.

(2) Bietet ein Veranstalter oder Vermittler (§ 59 Abs. 5) neben verbotenen Ausspielungen im Sinne
des Abs. 1 auch sonstige Leistungen in der Weise an, die es am Zahlungsverkehr Beteiligten nicht
ermoglicht, den Zahlungsverkehr vollstindig unterscheidbar und getrennt nach den Angeboten
abzuwickeln, ist die Mitwirkung am Zahlungsverkehr auch fiir die sonstigen Leistungen verboten.

(3) Hat das Amt fiir Betrugsbekdmpfung Anhaltspunkte dafiir, dass gegen das Mitwirkungsverbot
gemil Abs. 1 oder Abs.2 verstolen wird, so teilt sie dies den am Zahlungsverkehr Beteiligten,
insbesondere den Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstituten, mit und erteilt den Auftrag, die Mitwirkung
am Zahlungsverkehr binnen drei Bankarbeitstagen einzustellen, ohne, dass es einer vorherigen
Inanspruchnahme des Veranstalters oder Vermittlers (§ 59 Abs. 5) von verbotenen Ausspielungen bedarf.
Gleichzeitig ist dabei die Gelegenheit einzurdumen, binnen einer zwei Wochen nicht iibersteigenden Frist
zu den Vorhalten Stellung zu nehmen. Gleiches gilt, wenn das Amt fiir Betrugsbekdmpfung Anhaltspunkte
dafiir hat, dass ein am Zahlungsverkehr Beteiligter am Zahlungsverkehr fiir verbotene Ausspielungen (§ 2
Abs. 4) mitwirkt, welche noch nicht nach Maligabe des § 51a Abs. 2 verdffentlicht worden sind. Diesfalls
hat das Amt fiir Betrugsbekdmpfung diese Informationen auch anderen am Zahlungsverkehr Beteiligten
gemal § S1a Abs. 2 zur Verfiigung zu stellen, die diese im Hinblick auf das Mitwirkungsverbot des Abs. 1
binnen drei Bankarbeitstagen zu beriicksichtigen haben.

(4) Stellt das Amt fiir Betrugsbekdmpfung fest, dass nach Ablauf der gesetzten Frist das Verhalten,
aufgrund dessen das Aufsichtsverfahren eingeleitet wurde, nicht eingestellt ist, ordnet es mit Bescheid die
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Einstellung der Mitwirkung am Zahlungsverkehr gemédfl Abs. 1 oder Abs.2 an, ohne, dass es einer
vorherigen Inanspruchnahme des Veranstalters oder Vermittlers (§ 59 Abs.5) von verbotenen
Ausspielungen bedarf. Gleichzeitig setzt es eine zwei Wochen nicht iibersteigende Frist fest, innerhalb der
dem Bescheid zu entsprechen ist.

(5) Bei der Erlassung eines Bescheides nach Abs. 4 sind bestehende Rechte soweit zu schonen, als
dies ohne Gefihrdung der Ziele dieses Bundesgesetzes moglich ist. Liegen die Voraussetzungen fiir die
Erlassung eines Bescheides gemdB3 Abs. 4 nicht mehr vor und ist zu erwarten, dass in Hinkunft die
gliicksspielrechtlichen Vorschriften vom Betroffenen eingehalten werden, so hat das Amt fiir
Betrugsbekampfung auf Antrag des Betroffenen den Bescheid gemill Abs. 4 ehestens zu widerrufen.

(6) Wer einem gemaf Abs. 4 erlassenen Bescheid des Amtes fiir Betrugsbekdmpfung zuwiderhandelt,
begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist vom Amt flir Betrugsbekdmpfung mit einer Geldstrafe bis zu
1 000 000 Euro zu bestrafen.

(7) Das Amt fiir Betrugsbekdmpfung kann von einer Bestrafung geméaf3 Abs. 6 absehen, wenn es zum
Abstellen des Rechtsverstoles geboten ist, stattdessen fiir den Fall der Nichtbefolgung eines Bescheids
nach Abs. 4 binnen angemessener Frist mit gesonderter Verfahrensanordnung eine Zwangsstrafe in Hohe
von 30 000 Euro androhen. Die Zwangsstrafe ist ab dem in dieser Verfahrensanordnung festgelegten
Zeitpunkt fiir jeden Tag zu verhdngen, an dem der Verstofl gegen einen Bescheid nach Abs. 4 andauert. Die
Hohe der insgesamt verhéngten Zwangsstrafen darf 750 000 Euro nicht tibersteigen.

(8) Die Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen einen Bescheid gemdB Abs.4 hat keine
aufschiebende Wirkung.

(9) Schadenersatzanspriiche kdnnen aus dem Umstand, dass ein am Zahlungsverkehr Beteiligter bzw.
dessen Beschiftigte in fahrldssiger Unkenntnis, dass der Verdacht auf eine verbotene Ausspielung (§ 2
Abs. 4) falsch war, eine Transaktion verspitet oder nicht durchgefiihrt haben, nicht erhoben werden.*

49. § 57 wird wie folgt gedindert:

a) Abs. 2 lautet:

,»(2) Fiir Ausspielungen gemédl3 § 13 (Online-Gliicksspiel) und Ausspielungen nach §§ 6 bis 12a, wenn
die Spielteilnahme unmittelbar durch den Spieler iiber elektronische Medien erfolgt und die Entscheidung
iiber das Spielergebnis zentralseitig herbeigefiihrt sowie liber elektronische Medien zur Verfiigung gestellt
wird betrdgt die Gliicksspielabgabe 45 vH der Jahresbruttospieleinnahmen. Besteht eine Abgabenpflicht
nach § 17 Abs. 3, sind Ausspielungen gemif § 13 von der Gliicksspielabgabe befreit.

b) In Abs. 3 entfillt die Wortfolge ,,und fiir elektronische Lotterien iiber Video-Lotterie-Terminals*.

c) Abs. 4 lautet:

,»(4) Fiir Ausspielungen mit Gliicksspielautomaten auf Basis einer landesrechtlichen Bewilligung nach
§ 5 GSpG betragt die Gliicksspielabgabe 11 vH der um die gesetzliche Umsatzsteuer verminderten
Jahresbruttospieleinnahmen. Die Regelung von Zuschligen der Lénder (Gemeinden) zur
Bundesautomaten-Abgabe bleibt den jeweiligen Finanzausgleichsgesetzen vorbehalten.*

50. Nach § 57 wird folgender § 57a samt Uberschrift eingefiigt:
»Boni bei Ausspielungen

§ 57a. (1) Boni sind unentgeltliche oder teilentgeltliche Spieleinsétze jeglicher Art, wie beispielsweise
Promotiontickets, Gratis- und Freispiele, Gutschriften, Rabattierungen oder sonstige vergleichbare
Vergiinstigungen fiir eine Teilnahme an Ausspielungen.

(2) Fiir die Zwecke der §§ 17, 57 und 58 gelten Boni als vermogenswerte Leistungen im Sinne von
§ 2 Abs. 1 Z2 (Einsidtze). Bei Gratis- und Freispielen ohne Nominalwert ist ein Einsatz in Hohe des
jeweiligen Mindesteinsatzes des Spiels anzusetzen. Vermogenswerte Gewinne aus Spielen, bei denen Boni
eingesetzt wurden, gelten nur dann als ausgezahlte Gewinne im Sinne des § 57 Abs. 5 bzw. § 17 Abs. 2
Z 2, wenn sie das Ergebnis einer Zufallsentscheidung sind und dieser erzielte Gewinn ausgezahlt wird.Die
nachtrigliche teilweise oder vollstdndige Erstattung von geleisteten Einsdtzen oder nachtraglich gewihrte
Gutschriften jeglicher Art, einschlieBlich der Riickerstattung von Einsdtzen infolge zivilrechtlicher
Unwirksamkeit des Gliicksvertrages, mindern nicht die Bemessungsgrundlage.

(3) Fiir Konzessiondre und Bewilligungsinhaber nach den §§ 5, 14 und 21 gilt zudem Folgendes:

1. Bewilligungsinhaber nach § 5, fiir die Abgabepflicht gemdl § 57 Abs. 4 besteht, diirfen tatsdchlich
gewihrte Boni (Abs. 1) bis zu einem Freibetrag von bis zu 5% von den um die gesetzliche
Umsatzsteuer verminderten Jahresbruttospieleinnahmen (§ 57 Abs. 5) in Abzug bringen.
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2. Konzessiondre nach § 14, fiir die Abgabepflicht gemil3 § 17 Abs. 3 Z 1 bis 6 und § 57 Abs. 1 und 7
besteht, diirfen tatsédchlich gewéhrte Boni (Abs. 1) bis zu einem Freibetrag von bis zu 0,3% von
den Einsétzen (§ 17 Abs. 2 Z 1) und 0,3% der Verwaltungskostenbeitrige (§ 57 Abs. 7) in Abzug
bringen.

3. Konzessionére nach § 14, fiir die Abgabepflicht geméf § 17 Abs. 3 Z 7 besteht, diirfen tatsdchlich
gewihrte Boni (Abs. 1) bis zu Freibetrag von bis zu 5% von den Jahresbruttospieleinnahmen (§ 17
Abs. 2 Z 2) in Abzug bringen.*

51. § 59 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 Z 2 wird im letzten Satz die Wortfolge ,,elektronischen Lotterien durch die Wortfolge ,,Online-
Gliicksspielen® und die Wortfolge ,,Erhalt der Einsdtze und Auszahlung der Gewinne* durch die Wortfolge
,Leistung der Einsétze* ersetzt.

b) In Abs.2 Z1 zweiter Teilstrich werden nach dem Wort ,Berechtigungsverhiltnisses™ der
Klammerausdruck ,,(§ 14 Abs. 1 und § 5) eingefiigt und der Klammerausdruck ,,(Abs. 5) durch den
Klammerausdruck ,,(Abs. 5 lit a)* sowie das Wort ,,Automaten* durch das Wort ,,Gliicksspielautomaten*
erselzt.

c) In Abs. 3 wird der Satz ,Dieser Abrechnung sind Unterlagen anzuschlieBen, die eine Uberpriifung der
Einsdtze und Gewinne der Gliicksspiele wihrend des Abrechnungszeitraumes gewdhrleisten. durch den
Satz ,,Unterlagen, die eine Uberpriifung der Einsitze und Gewinne wihrend des Abrechnungszeitraumes
gewihrleisten, sind dem Finanzamt Osterreich binnen vier Wochen nach Einlangen des entsprechenden
Verlangens zu iibermitteln.* ersetzt.

d) Die Abs. 4 und 5 werden durch folgende Abs. 4, 5 und Sa ersetzt:

,»,(4) Es haften fiir die korrekte Entrichtung der Abgaben zur ungeteilten Hand
a) derjenige, der die Durchfiihrung der Ausspielung in seinem Verfiigungsbereich erlaubt;

b) bei Ausspielungen mit Gliicksspielautomaten derjenige, der die Aufstellung in seinem
Verfiigungsbereich erlaubt sowie andere daran umsatz- oder erfolgsbeteiligte Unternehmer.

Die Haftung nach lit. a und lit. b erster Fall ist beschrinkt mit der Summe des dreifachen aller fiir die
Nutzung des Verfiigungsbereichs geschuldeten Brutto-Nutzungsentgelte einschlieBlich Nebenkosten fiir
den jeweiligen Abgabenzeitraum. Erfolgt die Nutzung unentgeltlich oder zu einem ortsuniiblich niedrigen
Entgelt, ist stattdessen ein ortsiibliches Entgelt der Berechnung zu Grunde zu legen. Die
Haftungsbeschrankung entfillt fiir den Fall, dass der Haftpflichtige im Zusammenhang mit dem konkret
iiberlassenen Verfiigungsbereich rechtskréftig nach einem der Straftatbestdnde des § 52 Abs. 1 oder nach
§ 168 StGB bestraft wurde.

(5) Fiir die Zwecke des § 59 gelten als

a) ,,Vermittlung“ jedenfalls die Annahme und die Weiterleitung von Spieleinsdtzen oder -
gewinnen unabhéngig davon, ob vor oder nach Vertragsabschluss, sofern dies durch den
Veranstalter beauftragt und/oder bevollméchtigt ist, sowie die Mitwirkung am
Zustandekommen des Gliicksspielvertrages auf andere Art und Weise;

b) ,.erlauben” eine ausdriickliche oder stillschweigende Zustimmung. Die stillschweigende
Zustimmung wird bei nach dem 1. Jinner 2011 begriindeten Uberlassungen widerlegbar
vermutet,

— wenn Uberlasser und Ubernehmer demselben wirtschaftlichen Eigentiimer zuzurechnen sind,
oder

—wenn der Uberlasser im Zusammenhang mit dem konkret iiberlassenen Verfiigungsbereich
rechtskréftig nach einem der Straftatbestdnde des § 52 Abs. 1 oder nach § 168 StGB bestraft
wurde;

¢) ,,Verfiigungsbereich“ ein Gebdude, Bereiche innerhalb eines Gebaudes und Flidchen auBlerhalb
von Gebéuden;

d) ,,Uberlasser* insbesondere, aber nicht nur, der Eigentiimer, Pichter, Mieter, Untermieter oder
sonst wie am Verfligungsbereich (lit. ¢) Berechtigte, unabhingig davon, ob der
Verfiigungsbereich entgeltlich oder unentgeltlich iiberlassen wird;

e) ,,Ubernehmer* derjenige, dem der Uberlasser (lit. d) den Verfiigungsbereich (lit. ¢) iiberlassen
hat.

_ (5a) Der Uberlasser des Verfligungsbereichs im Sinne des § 59 Abs. 4 hat fiir den Fall, dass der
Ubernehmer dort ohne seine Erlaubnis Ausspielungen anbietet oder das Anbieten von Ausspielungen durch
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Dritte nicht wirksam unterbindet, jederzeit das unverzichtbare und unbeschrinkbare Recht, das
Uberlassungsverhéltnis fristlos zu kiindigen. Der Uberlasser hat dem Ubernehmer zuvor eine Frist von
mindestens 14 Tagen fiir ein Abstellen der unerlaubten Ausspielungen zu setzen.*

52. § 59a Abs. 1 lautet:

,(1) Fiir Konzessionserteilungen nach diesem Bundesgesetz sind nach Mallgabe der folgenden
Bestimmungen Gebiihren zu entrichten. Die Gebiihr betrigt

1. 70 000 Euro fiir einen Antrag auf Konzessionserteilung nach § 14 Abs. 1 erster Satz (Bestimmte
Lotterien), § 14 Abs. 1 zweiter Satz (Online-Gliicksspiel) und § 21 (Spielbank),

2. 40 Millionen Euro fiir die Erteilung einer Konzession nach § 14 Abs. 1 erster Satz (Bestimmte
Lotterien),

3.300 000 Euro fiir die erstmalige Erteilung und 600 000 Euro fiir jede weitere Erteilung
(Verldngerung) einer Konzession nach § 14 Abs. 1 zweiter Satz (Online-Gliicksspiel),

4. 125 000 Euro fiir die Erteilung einer Konzession nach § 21 (Spielbank).*

53. Nach § 59a wird folgender § 59b eingefiigt:

,»8 59b. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, wenn
nichts anderes angeordnet ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.*

54. Dem § 60 werden folgende Abs. 53 bis 66 angefiigt:

»(53) § 2 Abs. 3 zweiter bis zehnter Satz, § 4 Abs. 5und 6, § 12a, § 12b, § 13, § 14 Abs. 1 bis 8, § 15
Abs. 1und 2, § 15a, § 16 Abs. 1, 1a,7,10und 14, § 17 Abs. 3Z 7, Abs. 4und 7, § 18 Abs. 1,3 bis 5, § 19
Abs. 1,4 bis 8, § 21 Abs. 1, Abs. 2 Z 3, Abs. 3,5,6,7 Z 6 und 7, Abs. 9 und 10, § 23, § 24 Abs. 1 und 2,
§ 24a, § 25 Abs. 1, § 26 Abs. 2, § 28 Abs. 2, § 29 Abs. 3, § 30 Abs. 1 und 3 bis 5, § 31 Abs. 1, 3 bis 6,
§ 31b Abs.2,6,9bis 11, §31c Abs.2Z 1 und Abs.3Z 1 und 2, § 31d, § 31e, § 31f, § 36 Abs.2Z 1 und
Abs. 3, § 37, § 40 Abs. 2, § 42 Abs. 3, § 44 Abs. 2, § 46 Abs. 2, § 48 Abs. 2, § 50 Abs. 1, 10, 12 und 13,
§ 50a, § 50b, § 52 Abs. 1 Z 3,9 und 10, Abs. 2 und 5, § 52b Abs. 1 bis 3, § 52¢ Abs. 1 und 3, § 52d, § 52e,
§ 52f, § 54 Abs. 3, § 55 Abs. 1 bis 3, § 56 Abs. 1,4, 5, 6 und 8, § 57 Abs. 2, 3 und 4, § 59 Abs. 1 Z 2,
Abs.2 Z 1, Abs. 3 bis 5a, § 59a Abs. 1, § 59b sowie § 61 Z 1 jeweils samt Uberschriften in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. § 9
Abs. 2,§ 12a Abs. 1 bis4, § 21 Abs. 11 und § 31c Abs. 3 Z 3 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. |
Nr. xx/20xx treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung aufer Kraft.

(54) §31g, §31h, §31i, §51a, §56a, §56b, §56c, §56d und § 56e treten mit Ablauf des
31. Dezember 2026 in Kraft. § 2 Abs. 3 erster Satz, § 5 Abs. 1, Abs. 2 Z 4, Abs.4Z 1,3, 7 bis 12, Abs. 5
Z 1,3und 6, Abs. 6, Abs. 7Z2,5,7,9 und 10, Abs. 9, § 16 Abs. 15 und § 26 Abs. 3 treten mit Ablauf des
30. September 2027 in Kraft. § 5 Abs.4 Z 10 bis 12 und Abs.5 Z 1, 3 und 6 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. xx/20xx sind bis zum Ablauf des 31.Dezember 2030 nicht auf
Landesausspielungen mit Gliicksspielautomaten nach § 5 anzuwenden. § 5 Abs. 4 lit. a Z 8, Abs. 4 lit. b,
Abs. 5 lit. a Z 6, lit. b in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx treten mit Ablauf des
30. September 2027 auller Kraft.

(55) § 1 Abs. 4 samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx tritt mit
1. Janner 2028 in Kraft und ist auf Sachverhalte anzuwenden, bei denen die Abgabenschuld nach dem
31. Dezember 2027 entsteht (Finanzierungsbeitrag). § 57a samt Uberschrift in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx tritt mit 1. Janner 2027 in Kraft und ist auf Sachverhalte anzuwenden,
bei denen die Abgabenschuld nach dem 31. Dezember 2026 entsteht (Boni bei Ausspielungen).

(56) Das Finanzamt Osterreich ist Gliicksspielaufsichtsbehdrde nach diesem Bundesgesetz.

(57) Die Bestimmungen iiber Elektronische Lotterien (§ 12a Abs. 1) in der Fassung vor dem
Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx bleiben anzuwenden, wenn diese auf Grundlage einer vor dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx erteilten Konzession betrieben
werden bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028, wenn diese aber auf Grundlage einer Berechtigung nach
§ 31f Abs. 2 in Verbindung mit § 60 Abs. 64 betrieben werden bis zum Ablauf dieser Berechtigung. Die
Bestimmungen iiber elektronische Lotterien iiber zentralseitig vernetzte Terminals (Video Lotterie
Terminals — VLT; § 12a Abs. 2) in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx bleiben
anzuwenden, wenn diese auf Grundlage einer vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. xx/20xx erteilten Konzession betrieben werden bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028.

(58) Bewilligungen nach § 56 Abs. 2 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx
diirfen ldngstens bis zum Ablauf des 30. Juni 2027 ausgeiibt werden.
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(59) Die Bestimmungen iiber die auf zehn Jahre verteilten Kosten fiir die Errichtung eines
Datenrechenzentrums bei der Bundesrechenzentrum GmbH gemél § 2 Abs. 3 sechster Satz, § 12a Abs. 4
fiinfter Satz und § 21 Abs. 10 flinfter Satz in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx sind
vom Finanzamt Osterreich letztmalig zur Vorschreibung fiir den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2026
anzuwenden. Die Bestimmungen iiber die Kosten fiir den laufenden Betrieb und die Weiter- oder
Neuentwicklung des Datenrechenzentrums bei der Bundesrechenzentrum GmbH gemill § 2 Abs. 3
sechster Satz und § 21 Abs. 10 fiinfter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx treten
mit 1. Janner 2027 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzuwenden, bei denen die Abgabenschuld nach dem
31. Dezember 2026 entsteht.

(60) Der Bundesminister fiir Finanzen hat Ende des Jahres 2030 einen Evaluierungsbericht iiber die
Umsetzung des Sperrregisters gemél § 31g dem Nationalrat vorzulegen.

(61) § 54 in der Fassung des Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx ist erstmalig auf Sacherhalte (§ 52
Abs. 1) anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 liegen. Gegenstinde, die vor Inkrafttreten des
Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx nach § 53 beschlagnahmt worden sind sowie Geldbetrige, die sich darin
befunden haben, gehen mit 1. Janner 2030 in das Eigentum des Bundes iiber. Wird vor Ablauf dieser Frist
ein Herausgabeantrag gestellt, gehen die Gegenstinde (Geldbetrage) frithestens mit rechtskréftiger
Ablehnung des Herausgabeantrages in das Eigentum des Bundes iiber.

(62) Dem Nationalrat ist vom Bundesminister fiir Finanzen bis Ende des Jahres 2030 ein Bericht
hinsichtlich der in Anwendung der Bestimmung des § 56d erwachsenen jahrlichen Kosten zu tibermitteln.
Das Amt fiir Betrugsbekdmpfung hat bis Ende Juni des Jahres 2030 dem Bundesminister fiir Finanzen einen
Bericht iiber die den Anbietern von Internetzugangsdiensten, welche ihre Dienste im Inland anbieten, in
Anwendung der Bestimmung des § 56d erwachsenen jahrlichen Kosten, vorzulegen. Die Anbieter der von
§ 56d umfassten Internetzugangsdienste, welchen Kosten erwachsen sind, haben diese Information dem
Amt fiir Betrugsbekdmpfung fiir das jeweils abgelaufene Kalenderjahr bis spitestens 31. Mérz des
Folgejahres unaufgefordert vorzulegen.

(63) Die bestehende, nach § 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 76/2011 erteilte
Konzession zur Durchfiihrung der Ausspielungen nach den §§ 6 bis 12b in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 76/2011 wird im Umfang des Rechts zur Durchfiihrung der Ausspielungen nach den §§ 6
bis 12a und § 12b in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx verldngert bis zum Ablauf
des 31. Dezember 2028. Die Moglichkeit der Erteilung von Konzessionen nach § 14 Abs. 1 zweiter Satz in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx, bleibt hiervon unberiihrt. Konzessionen nach § 14
Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx konnen ab 1. Janner 2027 mit
einer Geltung der Konzessionen ab dem 1. Oktober 2027 erteilt werden. Eine nach dieser Bestimmung
gesetzlich verldngerte Konzession erlischt im Umfang der Berechtigung zur Durchfithrung der
Ausspielungen nach § 12a Abs. 1 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx, wenn dem
Konzessionsinhaber eine Konzession nach § 14 Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. xx/20xx erteilt wird.

(64) Auf die Konzession nach § 14 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzblattes BGBI. I
Nr. 76/2011 im Umfang des Rechts zur Durchfiihrung der Ausspielungen nach den §§ 6 bis 12a Abs. 1 und
§ 12b in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. xx/20xx ist § 31f Abs. 2 sinngemal anzuwenden.

(65) Die sechs bestehenden, nach § 21 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 112/2012
erteilten Konzessionen 1. ,,Casino Bregenz®, 2, ,,Casino Graz®, 3. ,,Casino Innsbruck®, 4. ,,Casino Linz",
5. ,,Casino Salzburg® und 6. ,,Casino Wien“ werden verldngert bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028.
Auf diese Konzessionen ist § 31f sinngemall anzuwenden.

(66) Der Bundesminister fiir Finanzen hat Ende des Jahres 2031 einen Evaluierungsbericht iiber die
Umsetzung der Neuregulierung des Online-Gliicksspiels dem Nationalrat vorzulegen. Im Rahmen der
Evaluierung ist auch die Situation der dort Beschéftigten in Riicksprache mit den Sozialpartnern zu
untersuchen. Der Bericht hat zudem eine Evaluierung der mit dieser Neuregulierung verbundenen
SpielerschutzmaBBnahmen, wunter anderem des durch das Online-Gliicksspiel-Aufsichtssystem
umzusetzenden anbieteriibergreifenden Einzahlungslimits, zu enthalten. Dabei ist zu evaluieren, wie sich
das anbieteriibergreifende Einzahlungslimit auf den Spielerschutz und die Kanalisierung des Online-
Gliicksspiels in den regulierten Markt auswirkt und ob im Hinblick darauf anstatt der in § 31h vorgesehenen
betreiberspezifischen Festlegung eines abweichenden Einzahlungslimit eine betreiberiibergreifende
Wirkung einer solchen Festlegung sachgerecht sein kann.*

55.In § 61 Z 1 wird nach dem Ausdruck ,,Gesundheit,” der Ausdruck ,, , Pflege* eingefiigt.
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Artikel 2
Notifikationshinweis gemif} Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2015/1535

Dieses Gesetz BGBI Nr I xx/20xx wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie (EU)
2015/1535 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 9. 9. 2015 iiber ein Informationsverfahren auf
dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft
unter der Nummer ........ccccoeeeeeennee notifiziert.

Artikel 3
Anderung des Telekommunikationsgesetzes 2021

Das Telekommunikationsgesetz 2021 — TKG 2021, Bundesgesetz BGBIL. I Nr. 190/2021, zuletzt
gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 94/2025, wird wie folgt gedndert:

1. In § 198 wird der Punkt am Ende der Z 26 durch einen Strichpunkt ersetzt, folgende Z 27 und 28 werden
angefiigt:
,27. Entscheidungen {iber MalBnahmen nach § 56d Abs.2 des Glickspielgesetzes — GSpG,
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 620/1989, aufgrund von Anspriichen des Amtes fiir Betrugsbekdmpfung
nach § 56d GSpG gegeniiber Anbietern von Internetzugangsdiensten im Sinne des Art. 2 Ziffer 2
der Verordnung (EU) 2015/2120 {iber Malnahmen zum Zugang zum offenen Internet und zu
Endkundenentgelten fiir regulierte intra-EU-Kommunikation sowie zur Anderung der Richtlinie
2002/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 vom 25.11.2015, ABL L 310 vom
26.11.2015, S. 1, zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) 2024/1309, ABI. L 1309 vom 8.5.2024,
S. 1,

28. Entscheidungen iiber vorldufige Mafinahmen nach § 56d Abs. 6 GSpG aufgrund von Anspriichen
des Amtes fiir Betrugsbekdmpfung nach § 56b gegeniiber Anbietern von Internetzugangsdiensten
im Sinne des Art. 2 Ziffer 2 der Verordnung (EU) 2015/2120 iiber Mafinahmen zum Zugang zum
offenen Internet und zu Endkundenentgelten fiir regulierte intra-EU-Kommunikation sowie zur
Anderung der Richtlinie 2002/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 vom 25.11.2015,
ABI. L 310 vom 26.11.2015, S. 1, zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) 2024/1309, ABI.
L 1309 vom 8.5.2024, S. 1.

2. Dem § 217 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»(0) § 198 Z 26, 27 und 28 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20xx treten mit Ablauf
des 31. Dezember 2026 in Kraft.“



	Bundesgesetz, mit dem das Glücksspielgesetz und das Telekommunikationsgesetz 2021 geändert werden
	Artikel 1
	Änderung des Glücksspielgesetzes
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	b) In Abs. 1 dritter Satz wird das Wort „Jahresabschluß“ durch das Wort „Jahresabschluss“ und das Wort „Konzernabschluß“ durch das Wort „Konzernabschluss“ ersetzt.
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	9. § 16 wird wie folgt geändert:
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	d) In Abs. 7 wird nach der Wortfolge „Der Konzessionär“ die Wortfolge „nach § 14 Abs. 1 erster Satz (Bestimmte Lotterien)“ eingefügt.
	11. § 18 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge „dem Bundesminister für Finanzen“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	b) In Abs. 3 wird die Wortfolge „Der Bundesminister für Finanzen“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	c) Abs. 4 lautet:
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	12. § 19 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 lautet:
	b) In Abs. 4 wird die Wortfolge „dem Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	c) In Abs. 4 werden jeweils das Wort „Jahresabschluß“ und das Wort „Konzernabschluß“ durch das Wort „Jahresabschluss“ und das Wort „Konzernabschluss“ ersetzt.
	d) In Abs. 4 wird das Wort „Abschluß“ durch das Wort „Abschluss“ ersetzt.
	e) In Abs. 5 werden die Wortfolge „das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „die Glücksspielaufsichtsbehörde“ und die Wortfolge „dem Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ sowie die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	f) In Abs. 6 wird die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ und das Wort „seines“ durch das Wort „ihres“ ersetzt.
	g) In Abs. 7 wird die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
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	13. In § 20 entfällt die Wortfolge „in der jeweils geltenden Fassung,“ und wird jeweils die Wortfolge „des Konzessionärs nach § 14“ durch die Wortfolge „der Konzessionäre nach § 14“ ersetzt.
	14. § 21 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 erster Satz lautet:
	b) In Abs. 1 letzter Satz wird die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	c) In Abs. 2 Z 3 wird die die Wortfolge „22 Millionen Euro“ durch die Wortfolge „10 Millionen Euro, wobei sich dieser Betrag für jede weitere Konzession um 20% erhöht,“ ersetzt.
	d) In Abs. 3 wird die Wortfolge „dem Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	e) Abs. 5 lautet:
	f) In Abs. 6 wird die Wortfolge „das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
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	h) In Abs. 9 wird die Wortfolge „dem Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	i) Abs. 10 lautet:
	j) Abs. 11 entfällt.
	15. § 23 lautet:
	16. § 24 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „des Bundesministers für Finanzen“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	17. In § 24a wird die Wortfolge „des Bundesministers für Finanzen“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	18. In § 25 Abs. 1 wird das Wort „achtzehnte“ durch die Zahl „18.“ersetzt.
	19. § 26 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 2 wird die Wortfolge „des Finanzamtes Österreich“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	b) Folgender Abs. 3 wird angefügt:
	20. In § 28 Abs. 2 wird die Wortfolge „des Finanzamtes Österreich“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Finanzamt Österreich“ und die Wortfolge „vom Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „von der Glücksspielaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Finanzamt Österreich“ ersetzt.
	21. § 29 Abs. 3 lautet:
	22. In § 30 werden jeweils die Wortfolge „dem Bundesminister für Finanzen“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“, die Wortfolge „Der Bundesminister für Finanzen“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“, jeweils die Wortfolge „des Bundesministers für Finanzen“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ und die Wortfolge „der Bundesminister für Finanzen“ durch die Wortfolge „die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt. Ferner entfällt in Abs. 5 und 6 jeweils die Wortfolge „ , in der jeweils geltenden Fassung,“.
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	a) In § 31 werden jeweils die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“, die Wortfolge „des Finanzamts Österreich“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“, jeweils die Wortfolge „das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „die Glücksspielaufsichtsbehörde“ sowie die Wortfolge „dem Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	b) In Abs. 1 wird die Wortfolge „ , BGBl. II Nr. 490/2012 in der Fassung der Kundmachung BGBl. II Nr. 292/2022“ durch die Wortfolge „in der Fassung der Kundmachung BGBl. II Nr. 173/2025“ ersetzt und entfällt im letzten Satz das Wort „solchen“.
	c) In Abs. 1 zweiter Satz wird das Wort „Abschlußprüfer“ durch das Wort „Abschlussprüfer“ ersetzt.
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	e) In Abs. 3 wird jeweils das Wort „Jahresabschluß“ und das Wort „Konzernabschluß“ durch das Wort „Jahresabschluss“ und das Wort „Konzernabschluss“ ersetzt.
	f) In Abs. 3 wird das Wort „Abschluß“ durch das Wort „Abschluss“ ersetzt.
	g) In Abs. 1 und 4 wird jeweils das Wort „seines“ durch das Wort „ihres“ ersetzt.
	h) In Abs. 6 wird das Wort „seiner“ durch das Wort „ihrer“ ersetzt.
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	b) In Abs. 6 erster Satz wird der Ausdruck „56 Abs. 2“ durch den Ausdruck „31e Abs. 1“ ersetzt.
	d) In Abs. 6 erster Satz wird die Wortfolge „eingetretener Folgen von Auswirkungen zu umfassen“ durch die Wortfolge „jener Folgen zu umfassen, die im Rahmen der Einhaltung der im Genehmigungsbescheid vorgeschriebenen Auflagen eingetreten sind;“ ersetzt.
	e) In Abs. 6 letzter Satz wird die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
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	c) In Abs. 3 Z 2 wird die Wortfolge „für den Bereich der Bestimmten Lotterien nach §§ 6 bis 12 und § 12b sowie Elektronischen Lotterien nach § 12a Abs. 1“ durch die Wortfolge „für den Bereich der Bestimmten Lotterien nach §§ 6 bis 12a sowie für den Bereich der Online-Glücksspiele nach § 13“ ersetzt.
	26. Nach § 31c werden folgende §§ 31d bis 31i samt Überschriften eingefügt:
	27. § 36 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 2 Z 1 wird die Wortfolge „im Inland“ durch die Wortfolge „in der EU oder dem EWR“ ersetzt.
	b) In Abs. 3 wird die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	28. In § 37 wird die Wortfolge „das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	29. In § 40 Abs. 2 wird die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	31. In § 44 Abs. 2 wird die Wortfolge „im Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ durch die Wortfolge „auf der elektronischen Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bundes (EVI)“ersetzt.
	33. In § 48 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „der vorgenannten Fristen auch“ die Wortfolge „der Glücksspielaufsichtsbehörde und“ angefügt.
	34. § 50 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge „nach diesem Bundesgesetz“ die Wortfolge „ , ausgenommen Verfahren nach den §§ 14, 23, 31e, 52b bis 52f und §§ 56a bis 56e,“ eingefügt.
	b) Abs. 10 lautet: „Erwachsen einer Behörde bei einer Amtshandlung im Zusammenhang mit dem Beschlagnahme, dem Einziehungs- oder Betriebsschließungsverfahren Barauslagen, so sind diese den Betroffenen zur ungeteilten Hand im jeweiligen Bescheid, allenfalls mittels gesonderten Bescheids, aufzuerlegen.“
	c) Es werden folgende Abs. 12 und 13 angefügt:
	35. Nach § 50 werden folgende §§ 50a und 50b samt Überschrift eingefügt:
	36. Nach § 51 wird folgender § 51a samt Überschrift eingefügt:
	37. § 52 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 Z 3 lautet:
	b) Abs. 1 Z 9 lautet:
	c) In Abs. 1 entfällt die bisherige Z 10 und erhält die Z 11 die Ziffernbezeichnung „10.“.
	d) Dem Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	e) Abs. 5 lautet:
	38. § 52b wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „vom Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „von der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	b) In Abs. 1 wird der Betrag von „22 000 Euro“ durch den Betrag von „60 000 Euro“ ersetzt.
	c) In Abs. 3 wird die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	39. § 52c wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „Das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „Die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	b) In Abs. 3 wird im vorletzten Satz die Wortfolge „das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „die Glücksspielaufsichtsbehörde“ und das Wort „es“ durch das Wort „sie“ ersetzt.
	40. In § 52d wird der Ausdruck „§§ 52b oder 52c“ durch den Ausdruck „§ 52 Abs. 1 Z 1, § 52b, § 52c, § 56c, § 56d oder § 56e“ ersetzt.
	41. In § 52e erster Satz werden jeweils die Wortfolge „iVm“ durch die Wortfolge „in Verbindung mit“ und die Wortfolge „das Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „die Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt.
	42. In § 52f wird die Wortfolge „vom Finanzamt Österreich“ durch die Wortfolge „von der Glücksspielaufsichtsbehörde“ ersetzt und nach der Wortfolge „gemäß §§ 52b oder 52c“ die Wortfolge „und dem Amt für Betrugsbekämpfung gemäß §§ 56c oder 56d sowie der Telekom-Control-Kommission gemäß § 56e“ eingefügt.
	43. Dem § 54 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:
	44. § 55 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 entfällt der Klammerausdruck „(Veranstalter, Inhaber)“ und wird das Wort „daß“ durch das Wort „dass“ ersetzt.
	b) Die Abs. 2 und 3 lauten:
	45. § 56 samt Überschrift entfällt.
	46. Der bisherige § 56a erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 56.“ und wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird jeweils das Wort „daß“ durch das Wort „dass“ ersetzt.
	b) In Abs. 1 entfällt die Wortfolge „ , aber nicht ohne vorher zur Einstellung der entgegen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes veranstalteten oder durchgeführten Glücksspiele aufgefordert zu haben,“ und wird das Wort „Stillegung“ durch das Wort „Stilllegung“ ersetzt.
	c) Abs. 4 lautet:
	d) In Abs. 5 wird nach der Wortfolge „gegen Bescheide über Verfügungen nach Abs. 1“ die Wortfolge „und gegen Bescheide nach Abs. 4“ hinzugefügt.
	e) In Abs. 6 wird die Wortfolge „mit Ablauf eines Jahres außer Wirksamkeit“ durch die Wortfolge „mit Ablauf von 18 Monaten außer Wirksamkeit, wobei Bescheide gemäß Abs. 4 zum selben Zeitpunkt außer Wirksamkeit treten“ ersetzt.
	f) Es wird folgender Abs. 8 angefügt:
	47. § 56b samt Überschrift entfällt.
	48. Nach § 56 (neu) werden folgende §§ 56a, 56b, 56c, 56d, 56e samt Überschrift eingefügt:
	49. § 57 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 2 lautet:
	b) In Abs. 3 entfällt die Wortfolge „und für elektronische Lotterien über Video-Lotterie-Terminals“.
	c) Abs. 4 lautet:
	50. Nach § 57 wird folgender § 57a samt Überschrift eingefügt:
	51. § 59 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 Z 2 wird im letzten Satz die Wortfolge „elektronischen Lotterien“ durch die Wortfolge „Online-Glücksspielen“ und die Wortfolge „Erhalt der Einsätze und Auszahlung der Gewinne“ durch die Wortfolge „Leistung der Einsätze“ ersetzt.
	b) In Abs. 2 Z 1 zweiter Teilstrich werden nach dem Wort „Berechtigungsverhältnisses“ der Klammerausdruck „(§ 14 Abs. 1 und § 5)“ eingefügt und der Klammerausdruck „(Abs. 5)“ durch den Klammerausdruck „(Abs. 5 lit a)“ sowie das Wort „Automaten“ durch das Wort „Glücksspielautomaten“ ersetzt.
	c) In Abs. 3 wird der Satz „Dieser Abrechnung sind Unterlagen anzuschließen, die eine Überprüfung der Einsätze und Gewinne der Glücksspiele während des Abrechnungszeitraumes gewährleisten.“ durch den Satz „Unterlagen, die eine Überprüfung der Einsätze und Gewinne während des Abrechnungszeitraumes gewährleisten, sind dem Finanzamt Österreich binnen vier Wochen nach Einlangen des entsprechenden Verlangens zu übermitteln.“ ersetzt.
	d) Die Abs. 4 und 5 werden durch folgende Abs. 4, 5 und 5a ersetzt:
	52. § 59a Abs. 1 lautet:
	53. Nach § 59a wird folgender § 59b eingefügt:
	54. Dem § 60 werden folgende Abs. 53 bis 66 angefügt:
	55. In § 61 Z 1 wird nach dem Ausdruck „Gesundheit,“ der Ausdruck „ , Pflege“ eingefügt.
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	1. In § 198 wird der Punkt am Ende der Z 26 durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 27 und 28 werden angefügt:
	2. Dem § 217 wird folgender Abs. 6 angefügt:



